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1. Einführung 


Es werden auch im Jahr 1940 viele Arbeitgeber ihren 
Arbeitnehmern durch die Zahlung eines Weihnachtsgeſchenks 
eine Freude bereiten wollen. Die ſteuerliche Behandlung der 
Weihnachtsgeſchenke iſt deshalb von großer Bedeutung und 
von allgemeinem Intereſſe. Die ſteuerliche Behandlung iſt 
verſchieden, je nachdem es ſich um den Arbeitgeber oder den 
Arbeitnehmer handelt. 


2. Steuerliche Behandlung beim Arbeitgeber 


Die Gewährung von Weihnachtsgeſchenken an Gefolg- 
ſchaftsmitglieder iſt grundsätzlich ein Vorgang im Betrieb 
des Arbeitgebers. Die Weihnachtsgeſchenke find deshalb Be⸗ 
triebsausgaben und als ſolche bei der Ermittlung des Ge⸗ 
winns des Arbeitgebers (Unternehmers) abzugsfähig. Es 
hatte ſich gezeigt, daß mit der Gewährung von Weihnachts⸗ 
geſchenken gelegentlich Mißbrauch getrieben wurde. Der 
Erlaß vom 18. November 1939 S 2174 — 12 III (RStBl 
1939 S. 1120) hatte deshalb eine gewiſſe Einſchränkung in 
der Abzugsfähigkeit der Weihnachtsgeſchenke als Betriebs⸗ 
ausgaben vorgeſehen. Es ſollten nur ſolche Weihnachts⸗ 
geſchenke als Betriebsausgaben abzugsfähig ſein, auf die der 
Empfänger nach dem Stand vom 1. Oktober 1939 einen 
Rechtsanſpruch hatte. 


Durch Maßnahmen auf dem Gebiet des Arbeitsrechts 
(Lohnſtop) wurden noch im Jahr 1939 etwaige Miß⸗ 
bräuche auf dem Gebiet der Gewährung von Weihnachts⸗ 
geſchenken verhindert. Der Erlaß vom 18. November 1939 
brauchte deshalb ſchon bei den Weihnachtsgeſchenken 1939 
nicht angewendet zu werden. Erſt recht iſt ſeine Anwendung 
auf die Weihnachtsgeſchenke 1940 nicht mehr erforderlich. 
Der Reichsminiſter der Finanzen hat deshalb durch Erlaß 
vom 11. November 1940 S 2174 — 150 III (RStBl 1940 
S. 961) den Erlaß vom 18. November 1939 endgültig auf 
gehoben. > 
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8 2174 — 144 III. 


Das bedeutet, daß Weihnachtsgeſchenke eines Arbeit⸗ 
gebers an ſeine Arbeitnehmer als Betriebsausgabe ab⸗ 
zugsfähig ſind, einerlei, ob auf ſie ein Rechts⸗ 
anſpruch beſteht oder nicht. Es iſt ohne Bedeutung, ob 
die Zahlung von Weihnachtsgeſchenken im Arbeitsvertrag, 
in einem Tarifvertrag, in einer Tarifordnung oder in der 
Betriebsordnung vorgeſehen iſt oder nicht. a 

Die Weihnachtsgeſchenke ſind grundſätzlich ohne Rückſicht 
auf ihre Höhe als Betriebsausgabe abzugsfähig. Weihnachts⸗ 
geſchenke, die aus außer betrieblichen Gründen, 3. B 
aus verwandtſchaftlichen Gründen, außergewö hnlich 
hoch ſind, ſind aber keine Betriebsausgaben. 


Beiſpiel: 1 
Ein Arbeitgeber beſchäftigt in ſeinem Betrieb drei Pro⸗ 
kuriſten mit je 600 RM Monatsgehalt. Einer der Prokuriſten 
iſt ſein Neffe. Er zahlt den beiden fremden Prokuriſten je 5 
500 RM aus Anlaß des Weihnachtsfeſtes, ſeinem Neffen aber 
1500 RM. Die Zahlung dieſes un verhältnismäßig hohen Welh⸗ 
nachtsgeſchenks beruht nicht auf betrieblichen Erwägungen, ſon⸗ 
dern auf dem beſtehenden Verwandtſchaftsverhältnis. Eine 
Betriebsausgabe iſt nur in der Höhe anzuerkennen, in der auch 
die fremden Prokuriſten ein Weihnachtsgeſchenk erhalten haben. N 
Der überſteigende Betrag (1500 — 500 = 1000 RM) iſt keine 
Betriebsausgabe, ſondern eine Privatentnahm } 
des Arbeitgebers. Diefe Privatentnahme mindert nicht den 
ſteuerpflichtigen Gewinn des Arbeitgebers. 2 


3. Steuerliche Behandlung beim Arbeitnehmer 


Weihnachtsgeſchenke waren im Jahr 1939 dem Erlaß 
vom 30. November 1939 S 2174 — 25 III (RStBl 1989 
S. 1157) gemäß begünſtigt. Es war in dieſem Erlaß vor⸗ 
geſehen, daß in den Fällen, in denen nur durch die Zah⸗ 
lung eines Weihnachksgeſchenks die Freigrenzen für den 
Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer oder der Höchſtbetrag 
für eine ſteuerfreie Arbeitgeberunterſtützung überſchritten 1 


Pi 
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wurden, dadurch eine Steuer nur auf das Weih⸗ 


nachtsgeſch 


enk, nicht auf den übrigen Arbeitslohn 


(Arbeitgeberunterſtützung) ausgelöſt werden ſollte. 


Die ſteuerliche Behandlung der Weihnachtsgeſchenke 
1940 beſtimmt ſich nunmehr nach dem Erlaß vom 24. No⸗ 
vember 1940 S 2174 — 144 III (RStBl 1940 S. 969). Dieſer 
Erlaß begünſtigt die Weihnachtsgeſchenke in einem weſent⸗ 
lich größeren Umfang, als die Weihnachtsgeſchenke 1939 be⸗ 
günſtigt waren. 


Der Erlaß vom 24. November 1940 wiederholt zunächſt 
die Anordnung, daß die Weihnachtsgeſchenke als ſonſtige 


Bezüge im Sinn des § 35 der Lohnſteuerdurchführungs⸗ 


beſtimmungen 1939 (L StD) zur Lohnſteuer heranzuziehen 
find. Dieſe Anordnung iſt ſchon im Abſchnitt 56 Abſatz 3 


der Lohnſteuer⸗-Richtlinien (StR 1940) 0 ö 
Weihnachtsgeſchenke können dem laufenden Arbeitslohn für 


enthalten. Die 


den letzten Lohnzahlungszeitraum hinzugerechnet, und es 
kann die Lohnſteuertabelle auf den Geſamtbetrag an- 
gewendet werden, wenn dieſe Art der Lohnſteuerberechnung 
für den Arbeitnehmer günſtiger iſt (Hinweis auf $ 35 Ab⸗ 
ſatz 2 St DDB). 


Darüber hinaus iſt im Abſatz 2 des Erlaſſes vom 


24. November 1940 das folgende angeordnet: 


1. Die Weihnachtsgeſchenke bleiben für den Kriegszuſchlag 
zur Einkommenſteuer außer Betracht, ſoweit ſie im 
Einzelfall den Betrag des vor dem 1. November 1940 
zuletzt gezahlten Monatslohns (vierfachen Wochenlohns) 
nicht überſteigen. 


Weihnachtsgeſchenke des Arbeitgebers an ſeine zur Wehr- 


macht oder zu ähnlichen Dienſtleiſtungen einberufenen 
Arbeitnehmer (Abſchnitt 18 Abſatz 1 LStR 1940) bleiben 
für die Einkommenſteuer (Lohnſteuer) und für den 
Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer (Lohnſteuer) außer 
Betracht, ſoweit ſie im Einzelfall den Betrag des vor der 
Einberufung zuletzt gezahlten Monatslohns (vierfachen 
Wochenlohns) nicht überſteigen. 


Erläuterungen zum Erlaß vom 24. November 1940 
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Zu Abſatz 2 Ziffer 1 des Erlaſſes: 
a) Begünſtigt find Weihnachtsgeſchenke, d. h. 


b 


— 


Zuwendungen eines Arbeitgebers an ſeine Arbeit⸗ 
nehmer, die aus Anlaß des Weihnachtsfeſtes 1940 in 
der Zeit vom 25. November 1940 bis 24. Dezember 
1940 gezahlt werden. Zuwendungen aus einem 
anderen Anlaß, z. B. aus Anlaß des Geſchäfts⸗ 
jahrabſchluſſes, ſind nicht begünſtigt. Zuwendungen, 
die außerhalb der bezeichneten Friſt gezahlt werden, 
ſind ebenfalls nicht begünſtigt. Für Weihnachts⸗ 
zuwendungen im öffentlichen Dienſt wird 
inſoweit eine beſondere Regelung getroffen werden. 


Die Weihnachtsgeſchenke bleiben für den Kriegs- 
zuſchlag zur Einkommenſteuer außer 
Betracht. Das bedeutet zunächſt, daß die im Ab⸗ 
fat 2 Ziffer 1 des Erlaſſes bezeichneten Weihnachts⸗ 
geſchenke — anders als die im Abſatz 2 Ziffer 2 des 
Erlaſſes bezeichneten Weihnachtsgeſchente — nur 
beim Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer (Lohn⸗ 
ſteuer) außer Betracht bleiben, nicht aber auch bei der 
Einkommenſteuer (Lohnſteuer) ſelbſt. Die begün⸗ 
ſtigten Weihnachtsgeſchenke ſind bei Entſcheidung der 
Frage, ob der Arbeitslohn des Arbeitnehmers die 
Freigrenzen für den Kriegszuſchlag zur Lohnſtener 
überſchreitet, nicht mitzurechnen. 


Beiſpiel: 

Ein Arbeitnehmer mit einem laufenden Monats: 
lohn von 200 RM erhält am 15. Dezember 1940 aus 
Anlaß des bevorſtehenden Weihnachtsfeſtes von ſeinem 
Arbeitgeber 50 RM. Sein Geſamtbezug beträgt in 
dieſem Monat 250 RM und überſteigt die Freigrenze 
für den Kriegszuſchlag zur Lohnſteuer (234 RM). Trotz⸗ 
dem bleibt dieſer Arbeitnehmer kriegszuſchlagsfrei. Das 


Weihnachtsgeſchenk iſt bei der Entſcheidung der Frage, 
ob die Freigrenze überſchritten iſt, nicht mitzuzählen. 


Die Weihnachtsgeſchenke bleiben auch inſoweit 
außer Betracht, als es ſich nicht um die Frage der 
berſchreitung der Freigrenze, ſondern um die Be⸗ 
rechnung des Kriegszuſchlags zur Einkommenſteuer 
(Lohnſteuer) ſelbſt handelt. 

Beiſpiel: 

Ein Arbeitnehmer mit einem laufenden Monats⸗ 
lohn von 250 RM erhält am 15. Dezember 1940 aus 
Anlaß des bevorſtehenden Weihnachtsfeſtes von ſeinem 
Arbeitgeber 100 RM. Er muß von ſeinem laufenden 
Bezug die Lohnſteuer und den Kriegszuſchlag der Lohn⸗ 
ſteuertabelle gemäß entrichten. Von ſeinem Weih⸗ 
nachtsgeſchenk iſt nur die Lohnſteuer nach den feſten 
Hundertſätzen des § 35 LSt DB einzubehalten. Ein 
Kriegszuſchlag zur Lohnſteuer von dem Weihnachts» 
geſchenk kommt nicht in Betracht, 


c) Die Weihnachtsgeſchenke ſind begünſtigt, ſo weit ſie 


im Einzelfall den letzten Monatslohn vor dem 1. No⸗ 
vember 1940 nicht überſteigen. Überſteigen ſie den 
letzten Monatslohn, jo iſt nur der über- 
ſteigende Betrag, nicht das ganze Weih⸗ 
nachtsgeſchenk zum Kriegszuſchlag zur Einkommen— 
ſteuer (Lohnſteuer) heranzuziehen. Der Betrag, der 
dem letzten Monatslohn vor dem 1. November 1940 
entſpricht, bleibt auch in dieſem Fall für den Kriegs— 
zuſchlag zur Einkommenſteuer (Lohnſteuer) außer 
Betracht. 


2. Zu Abſatz 2 Ziffer 2des Erlaſſes: 
a) Durch Abſatz 2 Ziffer 2 des Erlaſſes find Weihnachts- 


b 


— 


geſchenke an Arbeitnehmer beſonders begünſtigt, die 
zur Wehrmacht oder zu ähnlichen 
Dienſtleiſtungen einberufen ſind (Ab⸗ 
ſchnitt 13 Abſatz 1 LStq 1940). Es ergibt ſich aus 
dem Hinweis auf Abſchnitt 13 Abſatz 1 LStgi 1940, 
daß der Einberufene nicht als Arbeitnehmer im Be- 
trieb beſchäftigt, ſondern zu einem der folgenden 
Zwecke beurlaubt ſein muß: A 


zu Dienftleiftungen bei der Wehrmacht, 

zur Erfüllung der Arbeitsdienſtpflicht, 

zu einem anerkannten Lehrgang für 
erziehung, 

zur Ausbildung im amtlichen Sanitätsdienſt der 
Wehrmacht nach dem Geſetz über das Deutſche 
Rote Kreuz, 

zu Ausbildungslehrgängen des Nationalſozialiſti— 
ſchen Fliegerkorps. 


Arbeitnehmer, die zur Wehrmacht einberufen ſind, 
aber von der Wehrmacht Arbeitsurlaub erhal⸗ 
ten haben und in Betrieben wieder als Arbeitnehmer 
arbeiten, find nicht „zu Dienſtleiſtungen bei der Mehr: 
macht“ beurlaubt. Auf ſie iſt nicht Abſatz 2 Ziffer 2, 
ſondern Abſatz 2 Ziffer 1 des Erlaſſes anzuwenden. 
Entſcheidend iſt immer, ob der Arbeitnehmer im 
Augenblick der Zahlung des Weih⸗ 
nachtsgeſchenks zur Wehrmacht uſw. einbe⸗ 
rufen iſt. 

Arbeitnehmer, die notdienſtverpflichtet 

oder zum Sicherheits⸗ und Hilfsdienſt 
einberufen ſind, fallen nicht unter Abſatz 2 Ziffer 2, 
ſondern unter Abſatz 2 Ziffer 1 des Erlaſſes. 
Die Begünſtigung des Abſatzes 2 Ziffer 2 des Er- 
laſſes erſtreckt ſich nicht nur auf den Kriegs⸗ 
zuſchlag zur Einkommenſteuer, ſondern au ch auf 
die Einkommenſtener (Lohnſteuer) ſelbſt. Weih⸗ 
nachtsgeſchenke bleiben hier einkommenſteuerlich ganz 
außer Betracht. 


Leibes⸗ 


e) Die Weihnachtsgeſchenke find begünſtigt, ſoweit 


ſie im Einzelfall den letzten Monatslohn vor der Ein⸗ 
berufung nicht überſteigen. Es gilt inſoweit das 
ee wie in der vorhergehenden Ziffer 1 Buch⸗ 
abe c. 
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Die Steuerpflicht der Künstler von Regierungsrat Dr. Kirchner, Greiz 


In ha 


1. Einführung, 

2. Die Einkommenſteuerpflicht 
a) Selbſtändige Künſtler, 
5) Nichtſelbſtändige Künſtler, 


1. Einführung 

Der Begriff des Künſtlers iſt in keinem Steuergeſetz 
dargeſtellt. Er iſt auch nicht im Reichskulturkammergeſetz 
vom 22. September 1933 (RGBl I 1933 S. 661) oder in der 
Erſten Verordnung zur Durchführung des Reichskultur— 
kammergeſetzes vom 1. Oktober 1933 (NGBL I S. 797) ent⸗ 
halten. Wer der Reichskammer der bildenden Künſte oder 
einer anderen Kammer angehört, iſt dadurch noch nicht 
Künſtler im Sinn der Steuergeſetze. Es muß z. B. auch der- 
jenige Mitglied der Reichskulturkammer ſein, der bei dem 
Abſatz oder bei der Vermittlung des Abſatzes 
von Kulturgut mitwirkt. Es iſt nach der Verordnung auch 
unerheblich, ob die Tätigkeit gewerbsmäßig oder gemein⸗ 
nützig, durch Einzelperſonen, durch Geſellſchaften oder durch 
Vereine ausgeübt wird. 


2. Die Einkommeunſteuerpflicht 


Die künſtleriſche Tätigkeit gehört 8 18 Abſatz! Ziffer! 
EStG gemäß zu den freien Berufen. Die Einkünfte 
daraus find Einkünfte aus ſelbſtändiger Arbeit. 

Die Abgrenzung der künſtleriſchen Tätigkeit von der 
gewerblichen Tätigkeit iſt für die Einkommenſteuer 
von geringer Bedeutung. Der Gewerbetreibende iſt nur in 
der Behandlung der einzelnen Wirtſchaftsgüter als Betriebs⸗ 
vermögen weniger gebunden als der Angehörige eines freien 
Berufs. Die Veranlagung zur Einkommenſteuer tt 
bei beiden Einkunftsarten gleich. 

Betriebsvermögen wird bei einem Künſtler 
kaum vorhanden ſein. Es wird jedenfalls am Schluß 
des einzelnen Kalenderjahrs vom Betriebsvermögen am 
Schluß des vorangegangenen Kalenderjahrs in der Regel 
nicht weſentlich abweichen. Der Gewinn des ſelbſtändigen 
Künſtlers iſt deshalb — wie bei vielen Gewerbetreibenden - - 
faſt immer der Überſchuß der Betriebsein- 
nahmen über die Betriebsausgaben. 

Wichtig iſt dagegen die Abgrenzung des ſelbſtändi— 
gen Künſtlers von dem nichtſelbſtändigen Künſtler. 
Der ſelbſtändige Künſtler wird zur Einkommenſteuer 
veranlagt. Bei dem nicht ſelbſtändigen Künſtler wird 
die Einkommenſteuer als Lohnſteuer durch Abzug vom 
Honorar erhoben. 

Die Grenze zwiſchen der ſelbſtändigen und der nicht⸗ 
ſelbſtändigen künſtleriſchen Tätigkeit iſt flüſſig. Unter⸗ 
ſcheidungsmerkmale des Arbeitsrechts ſind für das 
Steuerrecht nicht zu übernehmen. Die Art der 
Entlohnung iſt nicht entſcheidend. Wer eine feſte 
Vergütung erhält, iſt nicht immer nicht ſelbſtändig. 
Es iſt auch ohne Bedeutung, ob die künſtleriſche Tätigkeit 
im Hauptberuf oder im Nebenberuf ausgeübt 
wird. Wird ſie nur im Nebenberuf ausgeübt, ſo iſt die 
Tätigkeit im Hauptberuf gleichgültig. Wer im Hauptberuf 
kaufmänniſcher Angeſtellter iſt, kann im Nebenberuf felb- 
ſtändiger Künſtler ſein. 

Ein Angeſtellten verhältnis iſt dann anzu⸗ 
nehmen, wenn der Künſtler in den Betrieb eines Anderen 
organiſch eingegliedert iſt. Der Angeſtellte muß 
den Weiſungen des Auftraggebers nachkommen, 
eine beſtimmte Arbeitszeit einhalten, beſtimmte Arbeiten 
ausführen, andere unterlaſſen. 

In Zweifelsfällen entſcheidet die Verkehrs⸗ 
auffaſſung, insbeſondere die Anſicht der Beteiligten 


7. De z. 1940 / S. 591 


o) Beſchränkt ſteuerpflichtige Künſtler, 
3. Die Gewerbeſteuerpflicht, 
4. Die Umſatzſteuerpflicht, 
5. Die Vermögenſteuerpflicht. 


ſelbſt. Ter Wortlaut des Vertrags und die Bezeichnung 
darin ſind jedoch nicht maßgebend. 


a) Selbſtändige Künſtler 

Soliſten, die nur für ein Konzert verpflichtet 
ſind, werden dadurch nicht un ſelbſtändig. Sie müſſen zwar 
in der Regel ſchon in der Hauptprobe und nach Ermeſſen 
des Konzertleiters auch in Vorproben mitwirken und haben 
dadurch für eine gewiſſe Zeit über ihre Arbeitskraft verfügt. 


Eine derartig kurze Zeit genügt nach der Verkehrsauf⸗ 
faſſung aber nicht zur Annahme eines Angeſtellten⸗ 
verhältniſſes. Das Honorar des Künſtlers iſt in dieſen 
Fällen wirtſchaftlich nicht nur eine Vergütung für das Auf: 
treten in der Hauptprobe und im Konzert. Es iſt auch eine 
Vergütung für ſeine vorbereitende Tätigkeit, während der 
er in keinem Vertragsverhältnis zu ſeinem Auftraggeber 
ſtand. Das ein⸗ oder zweiſtündige Konzert bedeutet nicht 
eine ein- oder zweiſtündige Arbeitsleiſtung. Das gilt allge- 
mein für Dienſte höherer Art (RStBl 1928 S. 95 und 
RStBl 1930 S. 105). 


Es iſt auch noch bei Gaſtſpielen bis etwa eine Woche 
trotz der Einordnung in den Spielplan eine ſelbſtän⸗ 
dige Tätigkeit des Künſtlers anzunehmen. War nur ein 
kurzes Gaſtſpiel beabſichtigt, iſt es aber aus beſonderen 
Gründen verlängert worden, ſo iſt auch das belanglos. 
Ein Staatsſchauſpieler oder ein Opernſänger, der bei einem 
Theater Angeſtellter iſt, bleibt es dagegen auch 
dann, wenn er zeitweiſe einen erkrankten Berufsgenoſſen 
vertritt (RStBl 1936 S. 1010). 


Die Mitglieder einer nicht ſtändigen 
Muſikkapelle find nicht Angeſtellte des Dirigenten 
oder des jeweiligen Auftraggebers, wenn ſich der Dirigent 
die Muſiker für den einzelnen Fall zuſammenſucht. Es liegt 
dann kein Unterordnungsverhältnis zwiſchen dem Dirigenten 
und den mitwirkenden Muſikern vor, ſondern eine ſo⸗ 
genannte Gelegenheitsgeſellſchaft. Anders iſt 
es, wenn der Kapellmeiſter beſtimmte Muſiker dauernd 
gegen einen beſonders vereinbarten Arbeitslohn und 
hauptberuflich verpflichtet. Er wird dann regelmäßig 
die Gefahr des Unternehmens tragen. Die Muſiker haben 1 
in dieſen feſt zuſammengeſetzten und ſtändig auftretenden 
Kapellen Anſpruch auf Beſoldung ohne Rückſicht auf den 
Beſuch und das Ergebnis der einzelnen Veranſtaltungen 
(RS 1930 S. 199; 1933 S. 279). N 


b) Nichtſelbſtändige Künſtler 

Die Muſiker in Kaffeehäuſern ſind regel 
mäßig Angeſtellte des Beſitzers der Gaſtſtätte. Sie und 
alle anderen Berufsmuſiker, die nicht einen be ſon deren 
Ruf haben, können ſich nicht immer nur für einzelne 
Fälle zu muſikaliſchen Vorträgen verpflichten. Es iſt 
gleichgültig, ob ſich die Mitwirkenden der Kapelle zu Dar⸗ 
bietungen an allen Abenden und Nachmittagen oder an 
verſchiedenen Tagen bei verſchiedenen Beſitzern 
verpflichtet haben. Der Kapellmeiſter iſt nur Be? 
vollmächtigter der übrigen Muſiker, nicht ihr 
Arbeitgeber. 

In gleicher Weiſe ſind Artiſten, die ſich für einen 
Monat zum täglichen Auftreten verpflichtet haben, An ⸗ 
gestellte des Unternehmers, bei dem fie tätig find. Ihr 
Auftreten dauert an jedem Tag nur kurze Zeit. Sie können 1 
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ſich aber in dieſem Monat regelmäßig nicht noch einem 
anderen Unternehmer verpflichten. Sie haben über 
einen Monat ihrer Arbeitskraft verfügt. 


Die Mitglieder einer ſtändigen Stadtkapelle, die 
ein feſtes jährliches Honorar erhalten und den Weiſungen 
des Stadtrats folgen müſſen, ſind Angeſtellte der 
Stadt. Sie bleiben das auch, wenn ſie für Andere, für 
Vereine oder für Gaſtwirte Konzerte veranſtalten und dabei 
Sondereinnahmen haben. Diese Einnahmen find 
dann auch lohnſteuerpflichtig (RStBl 1935 
S. 1158). 


Beim Rundfunk werden die Mitglieder der Orcheſter 
in unregelmäßigen kurzen Abſtänden ſtundenweiſe zu 
Darbietungen herangezogen. In dieſen Fällen ſind die 
Muſiker nicht ſelbſtändig. Sie ſind es auch dann nicht, 
wenn ſie gelegentlich als Soliſten auftreten. Nur dann, 
wenn der Künſtler ausſchließlich oder doch über⸗ 
wiegend als Soliſt verpflichtet iſt, wird von der Ver⸗ 
kehrsauffaſſung ſelbſtändige Tätigkeit angenommen 
(RStOL 1937 S. 866). 

In gleicher Weiſe ſind Filmkünſtler, die bei 
einem Filmunternehmen für eine Woche gegen Tagesgage 
verpflichtet ſind, Angeſtellte des Unternehmens 
(RStBl 1930 S. 481). 

Bei unſelbſtändigen Künſtlern find im Fall ihrer Ver: 
anlagung zur Einkommenſteuer Einkünfte der Über: 
ſchuß der Einnahmen über die Werbungs- 
koſten. 

Zu den Einnahmen gehören alle Güter, die in 
Geld oder Geldeswert beſtehen, insbeſondere auch Wohnung 
und Soft. Sie find mit den üblichen Preiſen des Verbrauchs- 
orts anzuſetzen. Vorſchüſſe ſind Einnahmen, wenn ſie 
nicht als Darlehen gegeben worden ſind. 


Werbungskoſten ſind alle Aufwendungen zur 
Erwerbung, Sicherung und Erhaltung der 
Einnahmen. Dazu gehören bei Künſtlern insbeſondere 
Beiträgezu Berufsverbänden notwendige Auf⸗ 
wendungen für Fahrten zwiſchen Wohnung und 
Arbeitſtätte und Aufwendungen für Berufs- 
kleidung. 

Bei einem Opernſänger ſind auch die beſonderen 
Aufwendungen für die Behandlung der Stimme 
oder für die Wiederherſtellung der Sing⸗ 
fähigkeit abziehbar. Auch die Koſten von Geſang⸗ 
ſtunden ſind zu berückſichtigen. Die Ausgaben für ein 
beſonderes Muſikzimmer find nur dann Wer— 
bungskoſten, wenn der Künſtler ein Zimmer mehr haben 
muß als andere Künſtler, denen geeignete Räume, etwa im 
Theater, zur Verfügung ſtehen. Die Koſten der Anſchaffung 
und Unterhaltung eines Flügels find ebenfalls Wer- 
bungskoſten. Zu den notwendigen Ausgaben für 
Fahrten zwiſchen Wohnung und Arbeitſtätte gehören regel- 
mäßig nur⸗die Koſten der Straßenbahn oder eines 
entſprechenden Verkehrsmittels. Ein Sänger wird aber bei 
ſchlechtem Wetter auch einen geſchloſſenen Kraft⸗ 
wagen benutzen müſſen, damit ſeine Stimme geſchont 
wird. Bei Benutzung eines eigenen Kraftwagens ſind nur 
die Beträge abzugsfähig, die bei Benutzung anderer 
Verkehrsmittel hätten anerkannt werden müſſen (RStBl 
1936 S. 202). 

e) Beſchränkt ſteuerpflichtige Künſtler 

Es iſt oft zweifelhaft, ob die künſtleriſche Tätigkeit eines 
beſchränkt Steuerpflichtigen im Inland ſelbſtändig oder 
unſelbſtändig iſt. Im Intereſſe einer gleichmäßigen Be⸗ 
handlung ſind alle beſchränkt ſteuerpflichtigen Künſtler, 
die im Inland perſönlich tätig werden, als Arbeit⸗ 
nehmer zu behandeln. Hinweis auf § 40 Abſatz 1 Satz 3 
der Lohnſteuer⸗Durchführungsbeſtimmungen 1939. 


3. Die Gewerbeſteuerpflicht 


Der Gewerbeſteuer unterliegen gewerbliche Unter⸗ 
mehmen im Sinn des Einkommenſtenergeſetzes. Die 


ſelbſtändige Arbeit im Sinn des § 18 EStG unter- 
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liegt nicht der Gewerbeſteuer. Es iſt deshalb für die Ge— 
werbeſteuer feſtzuſtellen, ob der Steuerpflichtige gewerb⸗ 
lich tätig iſt oder eine künſtleriſche Tätigkeit ausübt 
und dadurch § 18 ESt gemäß zu den freien Berufen 
gehört. Die Grenze zwiſchen gewerblicher und künſtleriſcher 
Tätigkeit iſt oft ſchwer zu ziehen. 


Die Abſicht der Gewinnerzielung ſchließt die Annahme 
einer künſtleriſchen Tätigkeit nicht aus. Sie wird 
ihr ſogar regelmäßig zugrunde liegen. Die Gewinn⸗ 
erzielung darf nur nicht Selbſtzweck der Tätig⸗ 
keit ſein. Es kommt auch nicht auf die Vorbildung 
und die Zugehörigkeit zur Reichskulturkammer an. 
Entſcheidend iſt die Art der Berufsausübung 
im Einzelfall. 

Die frühere Rechtſprechung des Preußiſchen Oberver— 
waltungsgerichts, daß Kunſtgewerbler allgemein Ge- 
werbetreibende ſeien, gilt für das neue Reichsgewerbeſteuer— 
recht nicht. Es ſind deshalb Gebrauchsgraphiker, 
Modezeichner, Muſter zeichner und Möbel- 
zeichner nicht Gewerbetreibende, ſondern Künſtler im 
Sinn des Gewerbeſteuergeſetzes und von der Gewerbeſteuer 
frei, wenn die übrigen Vorausſetzungen einer künſtle⸗ 
riſchen Tätigkeit erfüllt ſind. Dazu gehört, daß die Tätigkeit 
über das eigentliche Kunſtſchaffen nicht hinausgeht. Das iſt 
der Fall, wenn der Gegenſtand nicht mehr in der Haupt— 
ſache ein Kunſtwerk, ſondern ein Gebrau ch s gegenſtand 
des täglichen Lebens iſt und der Kunſtwert den Gebrauchs- 
wert nicht überwiegt. 


Der Entwurf für einen Gebrauchsgegenſtand iſt 
nicht der Herſtellung gleichzuſetzen. Er bleibt Kunſt⸗ 
werk, auch wenn er ſpäter bei der Herſtellung eines 
Gebrauchsgegenſtandes verwendet wird. Wer Bühnen- 
bilder entwirft, iſt Künſtler, wenn ſich ſeine Tätig⸗ 
keit darauf beſchränkt und die Entwürfe ſelbſt künſt⸗ 
leriſch ſind. Wer dagegen Reklamebilder für 
gewerbliche Zwecke herſtellt, iſt nicht Künſtler, weil 
dieſe Bilder ſelbſt Gebrauchs gegenſtände des täglichen 
Lebens ſind. 

Die Tätigkeit geht auch dann über das eigentliche 
Kunſtſchaffen hinaus, wenn ſich der Künſtler nicht auf die 
eigene perſönliche Ausführung der künſtleriſchen 
Gedanken beſchränkt. Ein Künſtler darf Hilfskräfte 
mir zu untergeordneten Arbeiten heranziehen. Ein 
Architekt darf Zeichnungen und Pauſen für die 
Entwürfe durch Angeſtellte anfertigen laſſen, ein 
Bildhauer darf den Rohblock durch Hilfsarbei⸗ 
ter heraushauen laſſen. Sie dürfen ſich aber nicht darauf 
beſchränken, nur Zeichnungen anzufertigen und die 
techniſche Herſtellung des Kunſtwerks Anderen zu 
überlaſſen. Die Beſchäftigung fremder Arbeitskräfte 
wäre beim Künſtler eine g e werbliche Leiſtung. In 
dieſein Fall gilt der ganze Betrieb ein heitlich als 
gewerblich. ö 

Deshalb ſind auch Muſterzeichner, die Webmuſter 
entwerfen und dazu Zeichnungen anfertigen, zugleich aber 
auch die Herſtellung der Jacquardkarten über⸗ 
nehmen, Gewerb etreibende. Das Lochen der 
Jacquardbkarten und die Herſtellung der dafür vorher noch 
erforderlichen ſogenannten Patrone werden von Angeſtell⸗ 
ten ausgeführt. Dieſe Tätigkeiten gehören wirtſchaftlich 
aufs engſte zuſammen. Es handelt ſich hier nicht mehr um 
die Ausübung eines freien Berufs, einerlei, ob die Her⸗ 
ſtellung von Webmuſtern überhaupt eine künſtleriſche Tätig⸗ 
keit iſt oder nicht. Hinweis auf RStBl 1939 S. 159, 354, 
543 und 941. 

Br Bei Konzerten ift zu prüfen, ob die kün ſtleriſche 
Teiſtung oder der Unterhaltungs zweck überwiegt. 
die Konzerte in Kaffeehäuſern, in Gaſtwirtſchaften, bei 
Vereinsfeſten uſw. wollen in der Hauptſache unterhal⸗ 
ten. Es kommt bei ihnen nicht ſo ſehr darauf an, wer 
das Konzert veranſtaltet und welche künſtleriſche Höhe die 
einzelnen Darbietungen haben (RStBl 1939 S. 1081), 

Die Vereinigung der Mitglieder zu einer Kapelle iſt 
in der Regel eine Geſellſchaft des bürgerlichen 
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Rechts. Sie unterliegt der Gewerbesteuer. Die 
Mitglieder der Kapelle haften für die Gewerbeſteuer als 
Geſamtſchuldner. Vorausſetzung iſt, daß der Ertrag 
der Konzerte der Kapelle als ſolcher zufließt. Das iſt der 
Fall, wenn eine gemeinſame Kaſſe geführt wird. 
Werden die Mitglieder der Kapelle von dem Auftraggeber 
unmittelbar entlohnt, ſo kann die Kapelle ſelbſt wicht 
zur Gewerbeſteuer herangezogen werden. 


Muſikkorps der Wehrmacht ſind, ſoweit ſie 
Konzerte außerhalb ihrer militäriſchen Aufgabe aus- 
führen, nicht eine Einrichtung der Wehrmacht, ſondern 
ſelbſtändig. Die Führung einer gemeinſamen Kaſſe 
ſpricht für die Selbſtändigkeit (RStl 1939 S. 1081). 


4. Die Umſatzſteuerpflicht 

Die Umſätze der Künſtler find § 4 Ziffer 13 UStch ge— 
mäß umſatzſtenerfrei, wenn der Geſamtumſatz 
im Kalenderjahr 6000 RM nicht überſteigt. 


Dieſe Befreiungsvorſchrift iſt eingeführt worden, um 
die Steuerkraft der alleinſtehenden ſelbſtändigen Künſter, 
die nur über kleine Einnahmen verfügen und deshalb Schuß: 
bedürftig ſind, zu ſchonen. Es kommt aber bei Anwendung 
des § 4 Ziffer 13 UStch nicht auf die Höhe der perſön— 
lichen Leiſtungsfähigkeit an, ſondern nur auf 
die Höhe aller Umſätze. Ein Künſtler, deſſen Umſatz 
nur wenig größer iſt als 6000 NM, muß Unſatzſtener 
zahlen. Wer dagegen nur im Nebenberuf künſtleriſch 
tätig iſt und große Einkünfte aus nichtſelbſtändiger 
Arbeit und aus Kapitalvermögen hat, iſt umſatz⸗ 
ſteuer frei, wenn die Einnahmen aus der Tätigkeit als 
Künſtler 6000 RM nicht überſchreiten. 


Bei Berechnung der Freigrenze ſind alle Umſätze des 
Kalenderjahres zuſammenzuzählen. Es find des⸗ 
halb zu den Einnahmen als Künſtler auch die Einnahmen 
aus jeder anderen gewerblichen oder beruflichen Tätig⸗ 
keit zu rechnen. Es kommen nicht in Betracht die Einnahmen 
aus unſelbſtändiger Arbeit, weil ſie nicht unter das 
Unmſatzſteuergeſetz fallen, und die Einnahmen § 4 Ziffern 8 
bis 10 UStch gemäß. 

Iſt der Geſamtumſatz kleiner als 6000 
Reichsmark, ſo ſind nur die Einnahmen aus der 
künſtleriſchen Tätigkeit unſatzſteuerfrei. Die übri— 
gen Umſätze ſind ſteuer pflichtig. 


Iſt der Veranlagungs zeitraum kürzer 
alsſein Kalenderjahr, fo iſt der Geſamtumſatz 
in einen Jahresumſatz umzurechnen. 


§ 4 Ziffer 13 UStch iſt nur auf den einzelnen 
Künſtler anzuwenden. Er gilt nicht für Künſtler— 
gemeinſchaften, wenn die Gemeinſchaft als ſolche 
Unternehmerin it, Hinweis auf den Rdy⸗Erlaß vom 
21. Auguſt 1936 (RStBl 1936 S. 900). Die Rechtſprechung 
des Reichsfinanzhofs, die die Befreiungsvorſchrift auch auf 
Vereinigungen von Künſtlern zu Perſonengeſellſchaften und 
Kapitalgeſellſchaften anwenden wollte, iſt dadurch überholt 
(RStBl 1935 S. 666, 1936 S. 900 und 902). 

Künſtler im Sinn des Umſatzſteuergeſetzes iſt nicht nur 
derjenige, der die reine Kunſt ausübt, ſondern auch der— 
jenige, der die angewandte Kunſt ausübt. 

Ein Muſiklehrer, der an einem Muſiklehrer— 
ſeminar oder in anderer Weiſe voll ausgebildet worden iſt, 
iſt deshalb auch inſoweit künſtleriſch tätig, als er Muſik— 
unterricht erteilt (RStBl 1927 S. 163). 

Ein Schaufenſterdekorateur kann ebenfalls 
unter Umſtänden Künſtler im Sinn des Umſatzſteuergeſetzes 
ſoin (RStBl 1929 S. 575). 

Es gehören zur angewandten Kunſt auch Nutz 
bauten, wenn fie ein Architekt ausführt, der Künnſt 
ler iſt. Jeder Ban gibt einem Architekten die Möglichkeit, 
künſtleriſch tätig zu ſein. Der Architekt bleibt auch noch inſo⸗ 
weit Künſtler, als er techniſche und kaufmänniſche 
Arbeiten ausführt, die zur Oberleitung der Banten 
erforderlich find. Es iſt auch noch die örtliche Bau⸗ 
führung unſchädlich. Die eigentliche Bauaus⸗ 


führung gehört dagegen nicht mehr zur künſtleriſchen 
Tätigkeit des Architekten. Sie iſt Aufgabe des Bau⸗ 
unternehmers. Das Entgelt für die Bauaus⸗ 
führung iſt deshalb in jedem Fall umſatzſteuer⸗ 
pflichtig (RStBl 1933 S. 1294, 1934 S. 574, 1986 
S. 207). 

Künſtler iſt immer nur, wer auf dem Gebiet der Kunſt 
ſelbſtſchöpferiſch tätig iſt. 


Dieſe Vorausſetzung fehlt bei einem Gymnaſtik⸗ 
lehrer, einerlei, nach welcher Lehrweiſe er ausgebildet 
worden iſt. Er muß zwar über gewiſſe körperliche und 
geiſtige Anlagen verfügen, er braucht aber nicht ſelbſt⸗ 
ſchöpferiſch begabt zu ſein. Das Können, das von 
ihm verlangt wird, kann von jedem, der geſund und nor— 
mal befähigt iſt, erlernt werden (RStBl 1934 S. 556). 

Das gilt auch für die ſelbſtändigen Werbeberater, 
die Unternehmer in ihrer Werbung unter- 
tüßen. Es iſt für fie ein Studium an der höheren Reichs⸗ 
gewerbeſchule in Berlin vorgeſchrieben. Sie müſſen auch 
eigene Gedanken haben. Ihre Erzeugniffe find aber ni cht 
künſtleriſch. Ihre Umſatzſteuerpflicht ergibt ſich im 
übrigen auch aus § 48 Abſatz 1 Satz 2 USt DdB (RStBl 
1939 S. 373). 

Photographen und Bildberichterſtatter 
ſind ebenfalls regelmäßig nicht Künſtler im Sinn, des 
Uunnſatzſteuergeſetzes. Ihre Tätigkeit iſt handwerksmäßig. 
Sie iſt dadurch nicht einer künſtleriſchen Tätigkeit unter⸗ 
geordnet. Kunſt und Handwerk ſtehen nur nebenein⸗ 
ander (RStöBl 1939 S. 963). 


Die Eigenschaft als Künſtler muß in jedem Fall be⸗ 
ſonders feſtgeſtellt werden. Sie kann ohne weiteres an⸗ 
genommen werden, wenn eine abgeſchloſſene, als vollwertig 
anerkannte Vorbildung vorliegt. 


5. Die Vermögenſteuerpflicht 


Das Reichsbewertungsgeſetz unterſcheidet zwiſchen der 
künſtleriſchen und der rein künſtleriſchen Tätigkeit. 


Die Tätigkeit iſt § 17 der Durchführungsverordnung 
zum Reichsbewertungsgeſetz gemäß rein künſtleriſch, wenn 
ſie ſich auf eine ſchöpferiſche oder forſchende 
Tätigkeit, Lehr«, Vortrags⸗ und Prüfungs⸗ 
tätigkeit oder auf eine ſchriftſtelleriſche Tätig⸗ 
keit beſchränkt. Sie wird nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß 
nebenher in geringem Umfang Gutachten abgegeben 
werden. Der Künſtler übt auch noch reine Kunſt aus, wenn 
er die ſelbſt geſchaffenen Kunſtwerke verkauft. 


Kunſtwerke find ſolche Wirtſchaftsgüter, die um 
ihrer ſelbſt geſchaffen werden. Der Gebrauchszweck darf 
nicht überwiegen. Wohnhäuſer und Geſchäfts⸗ 
häuſer, die ein Architekt entwirft und errichtet, ſind nicht 
ſelbſtgeſchaffene Kunſtwerke im Sinn des Reichsbewertungs— 
geſetzes (RStBl 1932 S. 101). 


Die Wirtſchaftsgüter, die nicht der Ausübung der 
reinen Kunſt, ſondern der angewandten Kunſt 
dienen, ſind Betriebsvermögen. Die Gegenſtände, 
die nur der reinen Kunſt gewidmet find, find nicht 
Betriebsvermögen. 


Die Werke der bildenden Kunſt, des Schrift⸗ 
tums und der Tonkunſt gehören §. 67 Ziffer 5 des 
Reichsbewertungsgeſetzes gemäß auch nicht zum ſonſtigen 
Vermögen, wenn ſie im Eigentum des Urhebers ſelbſt oder 
im Fall ſeines Todes im Eigentum ſeiner Frau oder feiner 
Kinder ſtehen. Es find darüber hinaus § 67 Ziffer 11 des 
Reichsbewertungsgeſetzes gemäß von der Vermögenſteuer 
frei alle Kunſtgegenſtände, die von Deutſchen Künſtlern 
geſchaffen worden find. Vorausſetzung iſt, daß dieje Künſtler 
noch leben oder ſeit nicht mehr als fünfzehn Jahren ver⸗ 
ſtorben ſind. Die anderen Kunſtgegenſtände find _berinögen: 
ſteuerfrei, wenn ihr gemeiner Wert insgeſamt 50 000 RM 
nicht überſteigt. Die Bewertung zum gemeinen Wert wird 
nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß der Kreis der Käufer klein 
iſt. Die Schätzung des Eigentümers ſelbſt hat keine Beden— 
lung (RStBl 1931 S. 585). 
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1. Einführung 
Die Bearbeitung der Umſatzſteuer der Zeitungs» und 
Zeitſchriftenverleger wird durch Beſonderheiten verſchiedener 
Verkehrsvorgänge im Verlagsgewerbe erſchwert. 
. Das Umſatzſteuerrecht wird auf das Verlagsgewerbe 
nur dann richtig angewendet werden können, wenn den 
Umſatzſteuerbearbeitern und insbeſondere den Betriehs⸗ 
prüfern die tatſächlichen Verhältniſſe dieſes Gewerbe. 
zweigs bekannt ſind und ſie außerdem die Verwal⸗ 
tungsanordnungen und die Rechtſprechung 
beherrſchen, die das Verlagsgewerbe betreffen. . 
Die Verwaltungsanordnungen und die Entſcheidungen, 
die umſatzſteuerliche Fragen des Zeitungs⸗ und Zeitſchriften⸗ 
vertriebs behandeln, ſind dabei von beſonderer Bedeutung. 


2. Lieferungen und ſonſtige Leiſtungen im Verlagsgewerbe 
E Es gehören zu den Lieferungen und ſonſtigen Leiſtun⸗ 
gen, die im Rahmen des Verlagsgewerbes ausgeführt wer⸗ 
8 den, im allgemeinen als Grundgeſchäfte die Her ſtellung 
und der Vertrieb von Zeitungen und Zeit⸗ 
ſchriften, das Anzeigengeſchäft, der Buch ⸗ 
druck und der Akzidenzdruck. Klein⸗ und Mittel⸗ 
betriebe betreiben daneben noch den Ei nzelha ndel 
mit Papierwaren und eigenen Druckerei⸗ 
erzeugniſſen. 
5 fs geſchäfte find der Verkauf von Alt- 
papier, don Altblei, von abgenutztem 
j Schriftenmaterial und von überflüffigen 
Betriebseinrichtungsgegenſtänden. 
Der Vertrieb der Zeitungen und Zeit⸗ 
ſchriften geſchieht unmittelbar durch den Verleger 
. Selbſtvertrieb) oder durch Händler. s 
> Der für die Umſatzſteuer maßgebende Umſatz wird von 
Klein- und Mittelbetrieben nach den verein⸗ 
nahmten Entgelten bemeſſen. Großbetriebe ver- 
ſteuern den Umſatz in der Regel nach den verein barten 
Entgelten. 


3. Beſonderheiten beim Entgelt 
Der Bezug einer Zeitſchrift iſt mitunter gleichzeitig mit 
r Verſicherung des Beziehers gegen Un ⸗ 
ll bei einer Lebensverſicherungsgeſell⸗ 
aft verbunden (Abonnentenverſicherung). 
erſicherungsnehmer iſt in dieſem Fall nicht der Be⸗ 
jeher, ſondern der Verleger. Entgelt des Verlegers 
iſt der geſamte Preis, den der Bezieher zu entrichten hat 
(RFH-Urteil vom 21. November 1930 V A 217/30, RSt Bl 
1931 Seite 166). l - 
8 Es entſtehen dem Verleger beim Selbſtvertrieb der 
Zeitungen und Zeitſchriften Aufwendungen für Beför⸗ 
derungsauslagen und ſonſtige Unkoſten. Die 
baren Auslagen und Unkoſten werden ihm von dem Be— 
zieher durch die Zahlung eines höheren Bezugspreiſes er- 
ſetzt. Die Lieferung wäre ohne die Beförderung nicht 
durchführbar. Es gehört deshalb zum Entgelt des Ver⸗ 
legers der von dem Bezieher neben dem Bezugspreis 
geleiſtete Unkoſtener ja tz x 5 
Es gehört § 10 Satz 2 USt DB 1938 gemäß zum Ent⸗ 
gelt auch, was ein Anderer als der Empfänger dem 
Unternehmer für die Lieferung oder ſonſtige Leiſtungen 
gewährt. 1 
1 Es gehören danach zum Entgelt insbeſondere alle 
Zuſchüſſe, die der Unternehmer von dritter Seite 
für ſeine Lieferung oder Leiſtung erhält. Vorausſetzung iſt 
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6. Der Vertrieb durch Kolporteure, 

7. Der Poſtzeitungsvertrieb, 

8. Der Zeitungs- und Zeitſchriftenvertrieb durch den Handel, 
9. Der Zeitungs⸗ und Zeitſchriftenvertrieb im Straßenhandel, 
10. Ermäßigter Steuerſatz bei Lieferungen im Großhandel, 


11. Erhöhter Steuerſatz für Großunternehmer mit Einzelhandel. 


dabei, daß zwiſchen den Zuſchüſſen und den einzelnen Liefe⸗ 
rungen oder Leiſtungen ein urſächlicher Zuſam⸗ 
menhang beſteht. 

Es find deshalb die Druckkoſtenzuſchüſſe der 
Notgemeinſchaft der Deutſchen Wiſſenſchaft 
an die Verleger bei dieſen zuſätzliches Entgelt. Es 
kann dabei dahingeſtellt bleiben, ob die Zuſchüſſe in Zu⸗ 
ſammenhang mit der Herſtellung der Druckſtücke oder 
als Entgelt dafür gewährt werden, daß der Verleger dem 
Werk ſeine Tätigkeit widmet. Dasſelbe gilt für Zuſchüſſe 
des Verfaſſers an den Verleger. 


4. Die Abzugsfähigkeit der Verſendungsauslagen beim 
Selbſtvertrieb der Zeitungen und Zeitſchriften 
Das Geſetz läßt bei der Feſtſtellung der Bemeſſungs— 
grundlage für die Beſteuerung von Lieferungen den 
Abzug von Verſendungsauslagen unter den folgenden Vor⸗ 
ausſetzungen zu (Hinweis auf § 5 Abſatz 4 Ziffer 1 UStG, 
§ 49 Abſatz 1 USt D 1938): 


a) Der Gegenſtand der Lieferung muß durch Aufgabe an 

einen eförderungs unternehmer verſendet 

ſein. Es ſcheiden demgemäß alle diejenigen Koſten aus, 
die durch Selbſtbeförderung des Gegenſtandes 
der Lieferung entſtehen; 

Es muß ſich um Auslagen des liefernden Unter- 

nehmers handeln. Es dürfen deshalb nur die tat- 

ſächlich entſtandenen Unkoſten abgezogen werden; 

e) Die Auslagen müſſen auschließlich für die Be 
förderung des Gegenſtandes der Lieferung gezahlt 
ſein. Andere Auslagen anläßlich der Beförderung, wie 
3. B. die Vorzeigegebühr und die Zahlkarten⸗ oder Poſt⸗ 
anweiſungsgebühr bei Poſtnachnahmeſendungen, ſind 
nicht abzugsfähig. Hinweis auf RF H⸗Urteil vom 
13. Oktober 1933 VA 735/32, RStBl 1984 Seite 556 
und vom 26. Juni 1935 V A 373/34, RStBl 1935 
Seite 1116; 


Die Auslagen müſſen dem Abnehmer bei der Abrechnung 
kenntlich gemacht fein. Dieſe Vorſchrift iſt ſo aus» 
zulegen, daß der Unternehmer die Auslagen in ihrer 
tatſächlichen Höhe dem Abnehmer kenntlich zu 
machen hat. Ein Abzug der Auslagen kommt nicht in 
Betracht, wenn in die Abrechnung Durchſchnitt⸗ 
ſätze eingeſetzt werden, die von der tatſächlichen 
Höhe der Auslagen abweichen. 


Wenn ein Unternehmer den Umſatz nach Zahlungs- 
eingängen (Iſt⸗ Einnahmen) verſteuert, iſt es unzu⸗ 
läſſig, daß er die abzugsfähigen Auslagen nach 
den Warenausgängen (Soll⸗Einnahmen) feſtſtellt. 

Verſteuert ein Unternehmer die Lieferungen mit ver- 
ſch tedenen Steuerſätzen, find die Beförderungs— 
auslagen von dem Entgelt der Lieferungen abzuſetzen, bei 
deren Ausführung ſie entſtanden ſind. 

Die Zuſtellung der Zeitungen und Zeitſchriften an den 
Bezieher geſchieht beim Selbſtvertrieb durch Träger, durch 
Kolporteure (Vertriebsſtellen oder Agenturen) und durch 
die Poſt. 


b 


— 


d 
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5. Der Vertrieb durch Austräger 
a) Allgemeines 


5 „Die Beförderung der Zeitungen und Zeitſchriften zum 
Bezieher geſchieht am Ort des Verlags in der Regel durch 
Austräger. 
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Der Abzug der Trägerlöhne als Beförderungsauslagen 
vom Entgelt iſt nur dann zuläſſig, wenn es ſich bei den Aus⸗ 
trägern um Unternehmer handelt und die Träger⸗ 
löhne in ihrer tatſächlichen Höhe dem Bezieher bei der 
Abrechnung kenntlich gemacht find. 


b) Kenntlichmachung der Trägerlöhne 

Die Kenntlichmachung kann auf der Quittung über 
die Bezugsgebühr geſchehen. Es genügt aber auch, wenn das 
monatlich feſtſtehende Beſtellgeld dem Bezieher im Kopf 
der Zeitung allgemein bekanntgegeben wird (R§icH⸗ 
Urteil vom 4. Mai 1923 V A 142/23, RF Bd. 12 S. 190). 
Beiſpiel: 

Bezugspreis monatlich 2,30 RM einſchließlich 0,30 RM 
Beſtellgeld oder 

Bezugspreis frei Haus 2,30 RM, bei Selbſtabholung 
2 RM. 

Der Reichsfinanzhof führt dazu aus, daß dem Bezieher 
aus dem Unterſchied zwiſchen dem Preis „frei Haus“ und 
dem Preis bei Abholung die Höhe der vom Verlag auf- 
gewendeten Beförderungskoſten genügend erkennbar ſei. 
Der Vermerk „Bezugspreis 2,30 RM einſchließlich Träger⸗ 
lohn“ würde dagegen keine genügende Kenntlichmachung 
darſtellen. f 0 

Bedingen die örtlichen Verhältniſſe Trägerlöhne 
von verſchiedener Höhe, ſo wird es dem Verlag 
unmöglich ſein, die tatſächlichen Beförderungsauslagen dem 
einzelnen Bezieher im Kopf der Zeitung bekanntzugeben. 
Der als Trägerlohn angegebene Betrag ſtellt dann nur einen 
Durchſchnittsſatz dar, der im einzelnen Fall von den 
tatſächlichen Beförderungsauslagen abweichen wird. Ein 
Abzug der Beförderungsauslagen kommt in dem Fall nicht 
in Betracht. Hinweis auf das Urteil des Reichsfinanzhofs 
vom 26. Februar 1932 VA 35/32, Rich Bd. 30 S. 193. 


c) Merkmale für die Selbſtändigkeit und 
Nichtſelbſtändigkeit der Träger 

Der Abzug der Beförderungsauslagen iſt bei der Zu⸗ 
ſtellung der Zeitungen und Zeitſchriften durch Austräger 
trotz ordnungsmäßiger Kenntlichmachung der Trägerlöhne 
unzuläſſig, wenn die Austräger nicht als Unter⸗ 
nehmer, ſondern als Angeſtellte des Verlags an— 
zuſehen ſind. t 

Die Feſtſtellung, ob die Austräger Unternehmer oder 
Angeſtellte ſind, bietet oft Schwierigkeiten. 

Unternehmer iſt in der Regel eine Perſon, die 
auf eigene Gefahr unter eigener Verantwortung und nach 
eigener Willensentſcheidung und Zeiteinteilung handelt. 

Merkmale der Unternehmereigenſchaft ſind ein eigenes 
Büro, Geſchäftsinventar, eigene Geſchäftsunkoſten und 
ſelbſtentlohntes Perſonal, mit dem die Tätigkeit ausgeübt wird. 

Unſelbſtändigkeit liegt vor, wenn eine Perſon 
einem Unternehmen fo eingegliedert iſt, daß fie den Wei— 
fungen des Unternehmers in bezug auf Umfang, Art, Zeit 
und Ort und ſonſtige Arbeitsleiſtung zu folgen ver— 
pflichtet iſt. 8 . 

Es ſprechen für Unſelbſtändigkeit die Vereinbarung 
eines feſten Gehalts, die Abführung der Lohnſteuer und die 
Zahlung von Beiträgen zur Sozialverſicherung. 

Iſt zwiſchen dem Verlag und dem Austräger ein ſchrift— 
licher Vertrag abgeſchloſſen, ſo wird oft aus dieſem zu er⸗ 
kennen ſein, ob Angeſtelltentätigkeit oder Unternehmertätig- 
keit vorliegt. Die Benennung des Vertrags iſt dabei nicht 
entſcheidend, ſondern ſein Inhalt oder die tatſächliche Aus— 
führung, wenn dieſe von den Vertragsvereinbarungen 
abweicht. a Bi 

Es iſt für die Frage der Selbſtändigkeit nicht ausſchlag— 
gebend, ob ein Dienſtverkrag oder ein Werkvertrag im Sinn 
des bürgerlichen Rechts vorliegt. Es kann auch ein Unter⸗ 
nehmer zu Dienſtleiſtungen verpflichtet ſein, ohne ſeine 
wirtſchaftliche Selbſtändigkeit zu verlieren (RFH⸗Urteil vom 
22. Juni 1934 — V A 444/32 — RStBl 1934 Seite 1446). 
Der Unternehmer iſt dann an die Weiſungen des Dienſt⸗ 
berechtigten gebunden. Er gilt aber nicht als Angeſtellter, 
weil er nicht in das Unternehmen des Auftraggebers ein; 
gegliedert iſt. 


Ein Beiſpiel dafür find die Zeitungskolpor⸗ 
teure, die nach der Volksanſchauung ihre Tätigkeit in der 
Regel ſelbſtändig ausüben. Hinweis auf RF H⸗Urteil 
vom 26. Februar 1937 V A 243/36, RStBl 1937 Seite 49. 

Für die Entſcheidung der Frage, ob Selb ſtändigkeit 
oder Nicht ſelbſtändigkeit der Austräger vorliegt, iſt das 
Innenverhältnis maßgebend. Es kann auch von 
Bedeutung ſein, wie die unmittelbar Beteiligten das Ver⸗ 
hältnis zueinander ſelbſt aufgefaßt haben. Wird von den 
Austrägerlöhnen die Lohnſteuer einbehalten und 
werden für die Austräger Sozialverſicherungs⸗ 
beiträge an die Krankenkaſſe und Invaliditätsverſiche⸗ 
rung abgeführt, ſo wird damit die Nichtſelbſtändigkeit der 
Austräger im allgemeinen erwieſen ſein. 


6. Der Vertrieb durch Kolporteure 

Auswärtige Bezieher, die ihren Wohnſitz in einer Ges 
meinde mit größerer Bevölkerungsdichte haben, erhalten die 
Zeitungen oder Zeitſchriften gewöhnlich durch Kolporteure 
zugeſtellt. Die Tätigkeit der Kolporteure erſtreckt ſich daneben 
noch auf die Führung der Bezieherliſten, auf die Einziehung 
der Bezugspreiſe, auf Annahme von Beſtellungen und An⸗ 
zeigen und auf Werbung von Beziehern. 

Zeitungskolporteure üben ihre Tätigkeit in der Regel 
ſelbſtändig aus. Sie ſind deshalb als Unter⸗ 
nehmer im Sinn des Umſatzſteuergeſetzes anzuſehen 
(RFH-Urteil vom 26. Februar 1937 VA 243/36, RStBl 
1937 Seite 493). a 

Die Zuſtellung der Zeitungen oder Zeitſchriften und die 
Einziehung der Bezugspreiſe führt der Kolporteur im 
Namen und für Rechnung des Verlags aus. 
Er iſt nicht Eigenhändler, ſondern Erfüllungs⸗ 
gehilfe des Verlags. Es gehören deshalb die ge- 
ſamten durch den Kolporteur von dem Bezieher verein⸗ 
nahmten Beträge zum Entgelt des Verlegers. 

Die Beträge, die der Kolporteur für die Beförderung 
der Zeitungen oder Zeitſchriften vergütet erhält, kann der 
Verlag als an einen ſelbſtändigen Unternehmer gezahlte 
Verſendungsauslagen vom Entgelt abſetzen (85 Abſatz 4 
Ziffer 1 UStG 1934, § 49 Abſatz 1 USt DB 19388). 

Es gehören zu den Beförderungskoſten nicht auch 
Beträge, die dem Kolporteur vom Verlag für die Unter⸗ 
haltung eines Geſchäftszimmers, für die An- 
nahme von Beſtellungen und Anzeigen, für 
die Werbung von Beziehern und für ähnliche 
Leiſtungen vergütet werden. f 

Die Verſendungsauslagen kann der Verlag jedoch nur 
dann vom Entgelt abſetzen, wenn ſie dem Bezieher kennt⸗ 
lich gemacht ſind. Die Kenntlichmachung kann in der 
Quittung über den Bezugspreis oder im Kopf der 
Zeitung oder Zeitſchrift geſchehen. 


Wegen der Art der Kenntlichmachung und der Uun⸗ 


zuläſſigkeit der Einſetzung von Durchſchnittſätzen 
Hinweis auf Abſchnitt 4. 


7. Der Poſtzeitungsvertrieb 
a) Allgemeines 
Die Poſt iſt Unternehmer im Sinn des Umſatz⸗ 
ſteuergeſetzes. Sie befördert die von dem Bezieher beſtellten 
Zeitungen auf Grund eines von ihr mit dem Verleger ab⸗ 
geſchloſſenen Beförderungsvertrags: Hinweis auf 
Rey H⸗Urteil vom 12. Juli 1929 V 952/28, Kartei von 
Mrozek UStG 1926 § 8 Abſatz 5 Rechtsſpruch 13. 2 
Der Reichsfinanzhof führt dazu aus: 2 
„Es entſpricht nicht der Auffaſſung des Verkehrs, daß die 
Poſt den Handel mit Zeitungen betreibt. Sie bewirkt nur 
Vermittlung zwiſchen dem Bezieher und dem Verleger. Nur 
inſoweit will der Bezieher die Tätigkeit der Poſt in Anſpruch 


nehmen. Hiernach kommt bei dem Verleger ein Abonnement⸗ 


Vertrag zuſtande, durch den der Verleger verpflichtet wird, 
dem Bezieher die Zeitung zu liefern. In Ausfuhrung dieſes 
Vertrags ſchließt der Verleger den Beförderungsverlrag mit 
der Poſt.“ 


Es gehört beim Poſtzeitungsvertrieb deshalb grund— 


ſätzlich der geſamte vom Bezieher an die Poſt gezahlte 
Betrag zum Entgelt des Verlegers. } 
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Die Poſt berechnet für die Beförderung der Zeitungen 
Zeitungsgebühr, Zuſtellgebühr und Verpackungskoſten. 

Die Zeitungsgebühr und die Zuſtellgebühr find Be— 
förderungsauslagen, die unter beſtimmten Vor⸗ 
ausſetzungen § 5 Abſatz 4 Ziffer 1 UStG 1934 gemäß vom 
Entgelt abgeſetzt werden können. Die Verpackung 
der Zeitungen ſtellt dagegen eine Sonderleiſtung dar, die 
die Poſt neben der eigentlichen Beförderungsleiſtung aus⸗ 
führt. Die Verpackungskoſten gehören deshalb nicht zu 
den Beförderungsauslagen und dürfen von den verein— 
nahmten Entgelten nicht abgeſetzt werden. Hinweis auf 
RF H⸗Urteil vom 13. Oktober 1933 V A 735/32, RStBl 1934 
Seite 556, und vom 26. Juni 1935 V A 373/34, RStBl 1935 
Seite 1116. 

Beförderungsauslagen, die vom Verleger nicht wieder 
vereinnahmt werden, 3. B. bei Freiexemplaren, dürfen 
micht abgeſetzt werden, weil fie nicht in den verein 
nahmten Entgelten enthalten find. 

Bei Überſendung von Zeitungen und Zeitſchriften an 
Dauereinrücker von Anzeigen darf der Verleger 
die für die Verſendung der Blätter verauslagten Beträge 
von dem Anzeigenpreis abſetzen, wenn ſie aus 
dem Kopf der Zeitung erſichtlich Find. Hinweis auf Ric 
Urteil vom 21. Oktober 1932, RStBl 1933 Seite 291. 


b) Die Poſtzeitungsgebühr 

Die Zeitungsgebühr wird vou der Poſt für die Be— 
förderung der Zeitungen vom Aufgabeamt zum Beſtellamt 
erhoben. Ihre Höhe richtet ſich nach dem Durchſchnittsgewicht 
einer Zeitungsnummer. Zur Ermittlung des Gewichts muß 
der Verleger der Poſtanſtalt ein vollſtändiges Stück von 
jeder Zeitungsnummer liefern. Die Poſt ſtellt nach dieſen 
Stücken für die Zeit, auf die ſich die Abrechnung mit dem 
Verleger erſtreckt (monatlich oder vierteljährlich), die Zahl 
und das Gewicht aller während dieſer Zeit erſchienenen und 
von ihr beförderten Zeitungsnummern feſt und ermittelt 
daraus das Durchſchnittsgewicht einer Nummer. 

Die Abrechnung mit dem Verleger geſchieht in der 
Weiſe, daß die Poſt von den eingezogenen Bezugspreiſen die 
Zeitungsgebühr einbehält. 

Der Verleger erfährt bei dieſer Abrechnungsweiſe erſt 
nachträglich die Höhe der Poſtzeitungsgebühr. Es iſt ihm 
deshalb unmöglich, dem Bezieher, der den Bezugspreis im 
voraus in einer Summe zu entrichten hat, die Zeitungs— 
gebühr bei Abſchluß des Abonnementvertrags und Zahlung 
des Abonnementbetrags kenntlich zu machen. 

Es wird in der Verwaltungspraxis zugelaſſen, daß für 
die Kenntlichmachung der Verſendungsauslagen die Angabe 


der Poſtzeitungsgebühr des vorangegangenen 
Vierteljahrs ſtatt der tatſächlich verauslagten 


Poſtzeitungsgebühr genügt. R j 

Die Verſendungsauslagen können dem Bezieher im 
Kopf der Zeitung oder auch in der Abonnementsabrechnung 
kenntlich gemacht werden. 


e) Die Zeitungszuſtellgebühr 

Die Zuſtellgebühr (Beſtellgeld) wird von der Poſt für 
die Beförderung der Zeitung vom Beſtellamt bis zur 
Wohnung des Beziehers erhoben. Sie iſt nicht wie die 
Zeitungsgebühr in den Bezugspreis eingeſchloſſen, ſondern 
wird von dem Beſtellamt zuſammen mit dem Bezugspreis 
von dem Bezieher eingezogen. 

Die beſondere Kenntlichmachung der Zu— 
ſtellgebühr im Kopf der Zeitung oder auf der Quittung der 
Poſt erübrigt ſich in den Fällen, in denen der Bezieher das 
Entgelt für die Lieferung der Zeitung an die Poſt zahlt. 
Er hat dann die Möglichkeit, die Höhe der Zuſtellgebühr 
aus dem Unterſchied zwiſchen dem im Kopf der Zeitung an- 
gegebenen Bezugspreis und dem auf der Poſtquittung ber- 
merkten Betrag zu erkennen. Hinweis auf RF S⸗Urteil vom 
12. Februar 1926 V A 296/25, RStBl 1926 Seite 166, und 
RiH⸗Gutachten vom 2. Juli 1926 V D 3/26 S8, RStBl 1926 
Seite 236. 

Die Kenntlichmachung der Zuſtellgebühr iſt jedoch bei 
dem ſogenannten Ver lhagſtück verfahren un- 
erläß lich. Der Verleger ſammelt bei dieſem Verfahren 
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ſelbſt die Beſtellungen und zieht den Bezugspreis von den 
Beziehern ein. Die Zuſtellgebühr, die von dem Verleger 
an die Poſt zu entrichten iſt, wird in dem Fall dem Bezieher 
nicht bekannt. Sie iſt nur dann abzugsfähig, wenn ſie dem 
Bezieher im Kopf der Zeitung oder auf einer befonderen 
Rechnung in ihrer tatſächlichen Höhe kenntlich gemacht iſt. 


8. Der Zeitungs- und Zeitſchriftenvertrieb durch den Handel 

Es gibt Zeitungs- und Zeitſchriftenhändler, die durch 
eigene Agenten und Proviſionsreiſende Be⸗ 
zieher für die von ihnen im eigenen Namen vertriebenen 
Zeitungen und Zeitſchriften werben laſſen. Dieſe Händler 
erhalten von den Verlegern für die neugewonnenen Bezieher 
Zuſchüſſe zu den Proviſionen, die fie an ihre Vertreter zu 
zahlen haben. Die Zuſchüſſe werden nicht in bar aus— 
gezahlt, ſondern mit den von den Großhändlern zu zahlenden 
Bezugspreiſen für die Zeitungen und Zeitſchriften 
verrechnet. Sie ſtellen Umſatzprämien dar, die 
ſich im wirtſchaftlichen Ergebnis wie ein Preis na ch la ß 
ſeitens der Verleger auswirken und deshalb auch nicht zu 
verſteuern find, Hinweis auf RF H⸗Urteil vom 10. Februar 
1933 V A 961-—962/32, R Stel 1933 Seite 1212. 


9. Der Zeitungs- und Zeitſchriftenvertrieb im Straßenhandel 
a) Allgemeines 

Der Vertrieb der Zeitungen und Zeitſchriften im 
Straßenhandel geſchieht durch freie Händler 
oder durch ſogenannte Zuſchußhändler. Die freien 
Händler ſind Unternehmer im Sinn des Umſatzſteuergeſetzes. 
Sie liefern die Zeitungen und Zeitſchriften im eigenen 
Namen. Sie find mit den von ihnen vereinnahmten Ent- 
gelten umſatzſteuerpflichtig. Entgelt des Ver⸗ 
legers iſt der von den freien Händlern an ihn gezahlte 
Preis. 

b) Der Vertrieb durch Zuſchußhändler 

Die Zuſchußhändler erhalten für den Verkauf der Zei— 
tungen und Zeitſchriften vom Verleger einen feſten 8 U: 
ſchuß und eine Umſatzproviſion. Es kann ſich bei 
den Zuſchußhändlern um freie Händler oder um An: 
geſtellte des Verlags handeln. Das Verhältnis, in 
dem die Zuſchußhändler zum Verlag ſtehen, iſt für die Höhe 
des von dem Verleger zu verftenernden Entgelts von Be— 
deutung. Sind die Zuſchußhändler ſelbſtändige Inter: 
nehmer, jo iſt der Händlerpreis das Entgelt. Sind fie An- 
geſtellte des Verlags, ſo gilt der Kundenpreis als 
vom Verleger vereinnahmt. 

Der an ſelbſtändige Unternehmer gezahlte 
Zuſchuß ſtellt ſich als ein Preis nachlaß dar, der den 
Händlerpreis vermindert. Der Zuſchuß, den die 
im Angeſtellten verhältnis zum Verlag ſtehenden 
Händler erhalten, gehört dagegen wie jede andere Gehalts- 
zahlung zu den Geſchäftsunkoſten des Verlegers, 
die das ſteuerliche Entgelt nicht mindern dürfen. Die ge- 
werbliche Selbſtändigkeit oder Nichtſelbſtändigkeit der Zu⸗ 
ſchußhändler iſt insbeſondere nach dem Innen verhält 
nis zu beurteilen. 

Die Einbehaltung der Lohnſtener von dem 
feſten Zuſchuß und der Proviſion durch den Verlag iſt im 
allgemeinen ein hinreichender Beweis für die Nicht: 
ſelbſtändigkeit des Zuſchußhändlers. Weitere Merkmale für 
die Nichtſelbſtändigkeit ſind die Verpflichtung zur Ein⸗ 
haltung der vom Verlag vorgeſchriebenen Handelszeit, das 
Aufhalten an einem beſtimmten, vom Verlag zugewieſenen 
Handelsplatz und das Verbot des Anbietens und Verkaufens 
fremder Zeitungen und Zeitſchriften. 

Das äußere Auftreten des Zu ſchu ß 
händlers kann auch als Beweisanzeichen für die Beurtei- 
lung des Innenverhältniſſes verwertet werden. 

Das Tragen einer Dienſtkleidung, insbeſondere 
einer mit dem Namen des Verlags ver- 
ſehenen Mütze, wird den Zuſchußhändler regelmäßig 
als einen Angeſtellten des Verlags kennzeichnen. Hin⸗ 
weis auf das Riß Urteil vom 21. Februar 1981 V A 223/82, 
NS 1931 Seite 671. 
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c) Die umſatzſteuerliche Behandlung der 


Mankogelder im Zeitungshandel 

Die Zeitungen und Zeitſchriften werden den Händlern 
durch Zeitungsboten, die Angeſtellte des 
Verlags ſind, zugeführt. Der Kaufpreis für die Stücke 
iſt ſofort an den Boten zu entrichten. Die Händler geben 
nichtverkaufte Stücke der vorigen Nummer den Boten 
zurück und rechnen ſie von dem Preis der überbrachten 
neuen Stücke ab. 

Das Entgelt, das der Bote an den Verleger abzuführen 
hat, wird nach der Anzahl der ihm zum Vertrieb über- 
gebenen Stücke unter Berückſichtigung der von den Händlern 
zurückgegebenen unverkauften Stücke errechnet. Die Be— 
träge, die die Boten von den Händlern tatſächlich ge⸗ 
zahlt erhalten, bleiben erfahrungsgemäß hinter der von dem 
Verleger errechneten Solleinnahme (Verrechnungspreis) 
zurück. Der Fehlbetrag entſteht durch die Flüchtigkeit der 
Zählungen, die durch die notwendige Eile der Boten be— 
dingt iſt. 8 

Der Verlag vergütet den Boten deshalb ſogenannte 
Mankogelder. Der Reichsfinanzhof hat in einer Ent: 
ſcheidung vom 21. Februar 1934 V A 223/32, RStBl 1931 
Seite 671, die Abzugsfähigkeit des Mankogelds von 
dem Verrechnungspreis grundſätzlich anerkannt. Das 
Finanzamt braucht nach dieſem Urteil das vom Verlag dem 
Boten zugebilligte Mankogeld nicht in vollem Um- 
fang zum Abzug zuzulaſſen, ſondern kann die durch die 
Boten vereinnahmten Entgelte anderweitig ſchätzen. 


10. Ermäßigter Steuerſatz bei Lieferungen im Großhandel 

Das Geſetz läßt unter beſtimmten Vorausſetzungen den 
ermäßigten Steuerſatz von / vom Hundert für Lieferungen 
von Gegenſtänden zu. Leiſtungen ſind grundſätzlich 
mit 2 vom Hundert zu verſteuern. Die Gewährung eines 
Rechts iſt keine Lieferung, ſondern eine Leiſtung. 
Verleger, die das Verlagsrecht an einem Roman erwerben 
und Zeitungen den Abdruck geſtatten, können das Entgell 
deshalb nicht mit > vom Hundert verftenern. Hinweis auf 
AF H⸗Urteil vom 24. Juni 1938 V A 168/37, RStBl 1938 
Seite 766. 

Lieferungen von Gegenſtänden können 
dagegen mit “/ vom Hundert verſteuert werden, wenn jede 
der folgenden fünf Vorausſetzungen vorliegt (§ 7 Abſatz 3 
USt, 8 52 USt” 1938): 


a) Der Unternehmer muß den Gegenſtand 
erworben haben 

Der ermäßigte Steuerſatz kann deshalb nicht von Ver⸗ 
legern in Anſpruch genommen werden, die die Zeitungen 
und Zeitſchriften ſelbſt hergeſtellt haben oder im Werkver— 
trag haben herſtellen laſſen. 

Läßt dagegen ein Verleger von Werken geiſtigen In— 
halts die Gegenſtände (Bücher, Zeitungen, Zeitſchriften und 
dergleichen) von einem Unternehmen vertriebsfertig her— 
ſtellen, jo kann er für die Lieferung der erworbenen Gegen- 
ſtände die Steuervergünſtigung in Anſpruch nehmen. Hin— 
weis auf RFH-Urteil vom 12. Februar 1937 V A 599/36, 
RStBl 1937 Seite 439. 


b) Der Unternehmer muß den Gegenſtand 

im Großhandel geliefert haben 

Eine Lieferung im Großhandel liegt § 11 Abſatz ! 
UStDB 1938 gemäß vor, wenn der Unternehmer einen 
Gegenſtand an einen anderen Unternehmer zur Verwendung 
in deſſen Unternehmen liefert. 

Die Lieferungen von Zeitungen und Zeitſchriften an 
gewerbliche und landwirtſchaftliche Betriebe zu betrieblichen 
Zwecken und an freie Berufe zu beruflichen Zwecken find 
Großhandelslieferungen. s er 

Unterhaltungszeitſchriften, die Angehörige der freien 
Berufe, Gaſtwirte und Friſeure in ihrem Geſchäftslokal zur 
Benutzung durch ihre Kunden auslegen, dienen der Ver⸗ 
wendung im Unternehmen. Ihre Lieferung gilt deshalb als 
Großhandelslieferung. Hinweis auf Röc⸗Urteil vom 
5. Juli 1935 V A 213/85, RStBl 1935 Seite 1214. 

Die Lieferung einer ſteuerlichen Zeitſchrift an einen 
Gewerbetreibenden, der ſich daraus über Steuerfragen 
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ſeines Gewerbebetriebs unterrichten will, hat der Reichs⸗ 
finanzhof in einem Urteil vom 22. Februar 1935 VA 157/34, 
RStBl 1985 Seite 665, als Großhandel angeſehen. 

Es gelten als Lieferung im Großhandel ſtets die Liefe— 
rungen an das Reich oder andere Körperſchaften des öffent⸗ 
lichen Rechts (§ 11 Abſatz 2 USt DDB 1938). Es rechnen zu 
dieſen anderen Körperſchaften die Länder, die Gemeinden, 
die Reichskulturkammer, der Reichsnährſtand, die Kirchen⸗ 
gemeinden, die NS DA mit ihren Gliederungen und den 
ihr angeſchloſſenen Verbänden und die Verſicherungsträger 
der Sozialverſicherung. 

Lieferungen an Kapitalgeſellſchaften ſind regelmäßig 
als Großhandelslieferungen anzuſehen. Die Kapitalgeſell⸗ 
ſchaften führen kein Eigenleben und können deshalb nur in 
ihrer Eigenſchaft als Unternehmer tätig werden (RF H⸗ 
Urteil vom 8. Mai 1936 V A 463/35, RStBI 1936 Seite 818). 


e) Der Unternehmer darf den Gegenſtand 
weder bearbeitet noch verarbeitet haben 
Eine Bearbeitung oder Verarbeitung liegt vor, wenn 
die Weſensart des Gegenſtands geändert wird. Sie wird 
geändert, wenn durch die Behandlung des Gegenſtands nach 
der Verkehrsauffaſſung ein neues Verkehrsgut (ein Gegen— 
ſtand anderer Marktgängigkeit) entſteht. Kennzeichnen, Um⸗ 
packen und Umfüllen gelten nicht als Bearbeitung oder Ver⸗ 
arbeitung (§ 12 Abſatz 1 USt DB 1938). 

Es iſt unzuläſſig, daß ein Unternehmer, um die Groß— 
handelsvergünſtigung zu erlangen, wirtſchaftlich einheitliche 
Vorgänge in ihre Beſtandteile zerlegt. Eine Druckerei, die 
im eigenen Namen das Papier beſchafft und ihrem Ab⸗ 
nehmer Druckſachen uſw. liefert, bewirkt eine einheitliche, 
mit 2 vom Hundert ſteuerpflichtige Werklieferung. Es iſt 
unzuläſſig, das Papier als unbearbeitet mit “/e vom Hundert 
und nur die Druckleiſtung mit zwei vom Hundert zu ber- 
ſteuern. Das gilt auch dann, wenn die Druckerei das un⸗ 
bedruckte Papier zunächſt auf Weiſung des Abnehmers auf 
Lager nimmt und der Abnehmer den Druckauftrag jeweils 
nur für einen Teil der Papiermenge erteilt. Eine Bearbei⸗ 
lung oder Verarbeitung durch einen Unternehmer liegt auch 
dann vor, wenn der Unternehmer ſie durch einen anderen 
ausführen läßt (§ 12 Abſatz 2 USt DB 1938). Ein Verleger, 
der Druckſchriften von einer Druckerei erwirbt und den Ein⸗ 
band bei einem Buchbinder herſtellen läßt, kann deshalb den 
ermäßigten Steuerſatz nicht in Anſpruch nehmen. 

Maſchinen und ſonſtige Gegenſtände des Anlagever- 
mögens werden durch den Gebrauch Gegenſtände anderer 
Marktgängigkeit. Der ermäßigte Steuerſatz von Ye vom 
Hundert darf deshalb bei ihrer Veräußerung nicht an- 
gewendet werden. 


d) Die obigen Vorausſetzungen müſſen 
buchmäßig nachgewieſen ſein 
Der buchmäßige Nachweis iſt nach den Vorſchriften des 
Ss 14 UStDB 1938 zu erbringen. a 
Ein beſonderes Buch braucht für den Buchnachweis 
nicht geführt zu werden, wenn er ſich eindeutig und leicht 
nachprüfbar aus der ſonſtigen Buchführung ergibt (8 14 
Abſatz 3 USt DB 1938). Zuverläſſige Unternehmer können 
mit Genehmigung des Finanzamts den Buchnachweis in 
anderer Weiſe erbringen (§ 14 Abſatz 5 USt DB 1938). 
Die Trennung der Lieferungen in Groß⸗ und Einzel⸗ 
handelsumſatz durch Schätzung iſt grundſätzlich unzuläſſig 
(RF H⸗Urteil vom 26. Januar 1934 V A 426/33, RStBl 1934 
Seite 576). 5 
Der Einzelnachweis der Groß- und Einzelhandelsliefe⸗ 
rungen über Zeitungen und Zeitſchriften kann von den Ver⸗ 
legern oft praktiſch kaum erbracht werden. Der Reichs⸗ 
miniſter der Finanzen hat deshalb zur Behebung dieſer 
Schwierigkeiten und zur Erreichung einer gleichmäßigen 
Beſteuerung der Zeitungs⸗ und Zeitſchriftenverleger eine 
beſondere Verwaltungsregelung getroffen. 


e) Setzt der Unternehmer Gegenftände auch 
im Einzelhandel um, ſo dürfen im letzten 
vorangegangenen Kalenderjahr die Lie⸗ 
ferungen im Einzelhandel nichtmehr als 


es 


a; _ 
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fünfundſiebenzig vom Hundert des Ge- 

ſamtumſatzes betragen haben 

Es ſind danach der ſteuerbare Geſamtumſatz und der 
Einzelhandelsumſatz des Vorjahrs feſtzuſtellen. Zum Ge⸗ 
ſamtumſatz gehören auch alle ſteuerfreien Umſätze und der 
Eigenverbrauch. Es bleiben außer Betracht die nach 8 4 
Ziffern 8 bis 10 des USt® ſteuerfreien Umſätze ſowie die 
Umſätze, die nach $ 81 UStDB beſteuert werden oder ſteuer⸗ 
frei ſind (Hinweis auf § 13 Abſatz 1 UStDB 1938). Der 
Eigenverbrauch rechnet nicht zu den Einzelhandelsumſätzen. 

Die Vorausſetzung, daß die Lieferungen des Verlegers 
im Einzelhandel nicht mehr als fünfundſiebenzig vom 
Hundert des Geſamtumſatzes betragen, wird in der Regel 
gegeben ſein. 


11. aer Steuerſatz bei Großunternehmern mit Einzel⸗ 
hande 

Es iſt Vorausſetzung für die Anwendung des erhöhten 
Steuerſatzes 8 7 Abſatz 4 Ziffern 1 und 2 UStG gemäß, daß 
der Geſamtumſatz des Vorjahrs ($ 13 USt DB 1938) 1 Mil⸗ 
lion Reichsmark überſchritten hat. Lieferungen und Lei⸗ 
ſtungen im Ausland und Warenverſchiebungen zwiſchen 
mehreren Betrieben oder Organgeſellſchaften desſelben 
Unternehmers ſind nicht einzubeziehen, weil dieſe keine Um⸗ 
ſätze im Sinn des Umſatzſteuergeſetzes ſind. 

Hat der Unternehmer mehrere Betriebe, ſo bilden ſie 
zuſammen § 2 Ziffer 1 UStG gemäß fein Unternehmen. 
Der Geſamtumſatz des Vorjahrs iſt in dem Fall durch Zu- 
ſammenrechnen der ſteuerbaren Umſätze aller Betriebe zu 
ermitteln. Es ſpielt dabei keine Rolle, ob die Betriebe einen 
wirtſchaftlichen oder organiſatoriſchen Zuſammenhang haben 
oder völlig verſchiedener Natur ſind und getrennt geführt 
werden (RFH⸗Urteil vom 14. Juni 1933 V A 799/32, RStBl 
1933 Seite 1326, und vom 22. Dezember 1933 V A 395/32, 
RStBl 1934 Seite 636). >‘ 

Die Umſätze von Organgeſellſchaften find dem be- 
herrſchenden Unternehmer hinzuzurechnen. Hinweis auf 
RFH-Urteil vom 28. Januar 1938 V 386/37, RStBl 1938 


Seite 286. 


Die Einzelhandelsumſätze der Verleger überſteigen in 
der Regel nicht fünfundſiebenzig vom Hundert des Geſamt⸗ 
umſatzes. Der erhöhte Steuerſatz wird daher bei Verlegern, 
deren Geſamtumſatz im letzten vorangegangenen Kalender: 
jahr 1 Million Reichsmark überſtiegen hat, in der Regel 
gemäß § 7 Abſatz 4 Ziffer 2 USt nur für die Einzel: 
handelsumſätze anzuwenden ſein. Hinweis auf § 53 USt 
1938. Für die Berechnung der Umſatzſteuer eines Zeitungs: 
verlegers das folgende Beiſpiel: 


Der Vorjahrsumſatz eines Verlegers, der eine Tages⸗ 

zeitung ſelbſt herſtellt, betrug 1700 000 Reichsmark. Der 

Einzelhandelsumſatz überſtieg nicht fünfundſiebenzig 

vom Hundert. 

Geſamtumſatz des Veranlagungszeit⸗ 
Tanis ee 

Darin find 100 000 RM Verſendungs- 
auslagen enthalten. 

Auf Zeitungserlöſe entfallen . 

Buchmäßig find davon als Großhan⸗ 
delslieferungen an Wiederverkäufer 
50 000 RM nachgewieſen. Von den 
anderen 700 000 RM werden 60 v. H. 
als Großhandelslieferungen 

— 420000 RM 

und 40 v. H. als Einzelhandels⸗ 
lieferungen — 280 000 RM 

anerkannt. 


Auf Anzeigenerlöſe entfallen .. 
Auf Druckſachenlieferungen entfallen 
Davon ſind als Großhandelslieferungen 
150000 RM ebuchmäßig nachgewieſen. 
Auf Hilfsgeſchäfte (buchmäßig nach⸗ 
gewieſene Großhandelslieferungen) 
Eiptf allen 5 20 000 „ 
Der Eigenverbrauch beträgt 200 
1 500 200 RM. 


Insgeſamt 
mit 2 v. H. mit 2½ b. H. 


1 500 200 RM 


750 000 „ 


530 000 , 
200 000 „ 


Es ſind zu verſteuern 


Zeitungserlöſe 470 000 RM 280 000 RM 
Anzeigenerlöſe . 530 000 „ — 5 
Druckſachenlieferungen 150 000 „ 50 000 „ 
Hilfsgeſchäfte 20 000 „ — 75 
Eigenverbrauch. 200 „ — 


Insgeſamt 1170 200 RM 330 000 RM. 

Ein Verleger, der die Zeitung und Druckſachen nicht 
ſelbſt hergeſtellt, ſondern von einem anderen Unternehmer 
vertriebsfertig erworben hätte, könnte bei den umſatzſteuer⸗ 
lichen Vorausſetzungen des obigen Beiſpiels die Lieferungen 
der Zeitungen und Druckſachen im Großhandel mit / vom 
Hundert verſteuern. 

Die Umfagfteuer, die auf Verſendungsauslagen entfällt, 
kann, ſoweit die Vorausſetzungen des § 49 Abſatz 1 UStd. 
1938 gegeben find, mit den Steuerſätzen, die auf jede der be- 
treffenden Lieferungen anzuwenden find, von dem Geſamt— 
ſteuerbetrag abgeſetzt werden. 


Steuerfragen bei Gebäuden auf fremdem Grund und Boden 
Von Wirtschafts prüfer und Steuerberater Dr. jur. et rer. pol. H. Brönner, Berlin 


0 Inhalt: 


1. Einführung, 
2. Ertragſteuern (Einkommenſteuer, Körper⸗ 
ſchaftſteuer, Gewerbeertragſteuer), 


1. Einführung 


Im Rahmen unſerer Wirtſchaft werden nicht ſelten Ge: 
bäude auf fremdem Grund und Boden errichtet. Im fol⸗ 
genden ſind diejenigen Gebäude auf fremdem Grund und 
Boden behandelt, die im gewerblichen Abſchnitt 
der Wirtſchaft vorkommen. Auch in der Landwirtſchaft 
beſitzen die Gebäude auf fremdem Grund und Boden eine 
größere Bedeutung. Die Umſtände ſind jedoch hier inſofern 
andere, als die Gebäude im allgemeinen nicht im ausſchließ⸗ 
lichen Intereſſe des Pächters, ſondern zugleich auch im Inter⸗ 
eſſe des Grundeigentümers errichtet werden. 

Als zivilrechtlicher Rahmen für die Errich⸗ 


tung von Gebäuden auf fremdem Grund und Boden kommt 


außer dem Pachtvertrag auch das Erbbaurecht in Betracht, 


deſſen rechtliche Geſtaltung in den $$ 1012 ff. BGB geregelt 


iſt. Hiernach kann ein Grundſtück in der Weiſe belaſtet 


werden, daß demjenigen, zu deſſen Gunſten die Belaſtung 


3. Einheitsbewertung, 
4. Grunderwerbſteuer. 


erfolgt, das veräußerliche und vererbliche Recht (Erbbau- 
recht) zuſteht, auf oder unter der Oberfläche des Grund- 
ſtücks ein Bauwerk zu haben. 


2. Ertragſteuern (Einkommenſteuer, Körperſchaftſteuer 
Gewerbeertragſteuer) ; 9 8 
Bei Gebäuden auf fremdem Grund und Boden iſt 
grundſätzlich der Grund und Boden dem Grundeigentümer, 
das Gebäude dagegen demjenigen zuzurechnen, dem das 
Gebäude zuſteht. Während ſich alſo hinſichtlich der Zurech⸗ 
nung im allgemeinen keine Schwierigkeiten ergeben, iſt die 
Bemeſſung der Abſetzungen für Abnutzung 
bei den auf fremdem Grund und Boden errichteten Gebäu⸗ 
den ein Fragenkreis, der wiederholt den Reichsfinanzhof 
beſchäftigt hat. 
Bei der Bemeſſung der Abnutzungsabſetzungen von Ge⸗ 
bäuden auf fremdem Grund und Boden iſt zunächſt die 
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vorausſichtliche Pachtzeit zu ermitteln. Dieſe 
braucht nicht mit der vertragsmäßig vereinbarten Pachtzeit 
übereinzuſtimmen, da eine Verlängerung der Pachtzeit über 
die Vertragsdauer hinaus oftmals möglich, häufig ſogar 
wahrſcheinlich ſein wird. Wie der Reichsfinanzhof in dem 
Urteil vom 21. 1. 1931 (VIA 129/31; StuwW 1931 Nr 451) 
ausgeführt hat, bemißt ſich die Höhe der Abnutzungsabſetzun⸗ 
gen danach, wie lange ein vorſichtig die Verhältniſſe ab⸗ 
ſchätzender Geſchäftsmann bei Berückſichtigung aller Um- 
ſtände vorausſichtlich mit der nutzbringenden Benutzung der 
auf fremdem Grund und Boden errichteten Gebäude rechnen 
kann. Bei dieſer Frage kommt es nicht allein auf die tech⸗ 
niſche Lebensdauer der Gegenſtände und die rechtliche Mög⸗ 
lichkeit zu ihrer Benutzung an. Es iſt auch der Teilwert⸗ 
gedanke heranzuziehen. Es muß auch gefragt werden, wie 
lange und in welchem Maße von dem Gegenſtand ein ſeinem 
Anſchaffungswert entſprechender Nutzen gezogen werden 
kann. Oft muß ſich der Kaufmann ſagen, daß der Ertrag 
aus dem Gebäude für den Betrieb aus Gründen, die in der 
vorausſichtlichen Benutzung des Gebäudes und der aus dieſer 
Schätzung ſich ergebenden wirtſchaftlichen Behandlung des 
Gebäudes im Betriebe liegen, ſich jährlich um einen die Ab⸗ 
ſetzung nach den Geſichtspunkten der Lebensdauer über- 
ſchreitenden Betrag mindert. Hier iſt er berechtigt, dieſen 
Mehrbetrag durch jährliche Abſetzungen an dem Anſchaf— 
fungswert des Gegenſtandes entſprechend zu berückſichtigen. 
Genau ſo würde auch ein Dritter, der den Betrieb kaufen 
ſollte, bei der Bemeſſung des Wertes dieſer Gebäude für 
1 Betrieb dieſe Verhältniſſe als wertmindernd berückſich— 
igen. we we. 

„Wie der Reichsfinanzhof in einem weiteren Urteil ent- 
ſchieden hat, kann eine Erhöhung der Abſetzungen bei den 
auf dem gepachteten Grund und Boden errichteten Gebäu- 
den nicht aus dem Grunde begehrt werden, weil nach dem 
Pachtvertrag und nach früheren Erfahrungen mit der 
Möglichkeit einer Kündigung des Pacht⸗ 
vertrages gerechnet werden muß. Ungewiſſe Möglich⸗ 
keiten, die etwa die Gebrauchsdauer abkürzen könnten, 
führen eine Erhöhung der jährlichen Abſetzungen nicht her⸗ 
bei (Rö H⸗Urteil vom 16. 4. 1930; VI A 497, 498/30; StuwW 
1930 Nr 757). N: 

Wenn die vorausſichtliche Pachtzeit ermittelt ift, To 
laſſen ſich hiernach die Abnutzungsabſetzungen für die auf 
fremdem Grund und Boden errichteten Gebäude bemeſſen. 
Wenn z. B. — wie es in dem Urteil des Reichsfinanzhofs 
vom 16. 11. 1927 (VI A 635/27, NStBL 1928 S. 45) der Fall 
war — ein Pachtvertrag auf 25 Jahre abgeſchloſſen war, ſo 
ergibt ſich hieraus eine jährliche Abnutzungsabſetzung in 
Höhe von 4 v. H. des Herſtellungspreiſes. Dies gilt jedoch 
lediglich für den Fall, daß der Verpächter nach Ablauf der 
25 Jahre nur zu einer Verpachtung unter Berückſichtigung 
der ihm zufallenden Anlagen bereit ſein würde, ſo daß der 
Pächter für die weitere Benutzung ein beſonderes Entgelt 
hätte zahlen müſſen. Wenn jedoch anzunehmen war, daß 
der Pächter nach Ablauf der 25 Jahre das Pachtverhältnis 
unter denſelben Bedingungen fortſetzen würde, ſo kann man 
jagen, daß ſich die Nutzung der Anlagen durch den Steuer- 
pflichtigen beſtimmungsgemäß auf einen längeren Zeitraum 
als 25 Jahre erſtrecken ſollte. Die Ausgabe für die Serftel- 
lung der Anlage kommt dann vorausſichtlich nicht nur den 
25 Jahren, ſondern auch ſpäteren Jahren zugute. 

Eine andere Abſchreibungsart iſt in dem 
NFH-Urteil vom 16. 9. 1930 ([A 79 und 80/30, RStBl 1930 
S. 717) vorgeſehen. Hier mußte eine Geſellſchaft ihre Be⸗ 
triebsanlage nach Ablauf eines Pachtvertrages unentgelt⸗ 
lich abtreten. Der Reichsfinanzhof hat es für zuläſſig er⸗ 
achtet, daß die Abſetzungen für Abnutzung ſowie die Afti- 
vierung für Verbeſſerungen uſw. der auf dem gepachteten 
Grund und Voden errichteten Gebäude ohne Berückſichti⸗ 
gung der Abtretungspflicht vorgenommen werden. In die— 
ſem Falle darf unter den Schuldpoſten (Paſſiven) die Ab⸗ 
tretungspflicht in einem jährlich wachſenden Sonderpoſten 
zum Ausdruck kommen. Dieſer unter den Schuldpoſten 
(Paſſiven) eingeſetzte Wertberichtigungspoſten darf ſteuer⸗ 
frei nur bis zur Höhe der Buchwerte der bei Ablauf der 
Pachtzeit unentgeltlich abzutretenden Gebäude gebildet 
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werden. Da die Buchwerte im Laufe der Jahre durch Zu⸗ 
und Abſchreibungen beeinflußt werden können, ſo hängt die 
Höhe des ſteuerfrei zu bildenden Wertberichtigungspoſtens 
auf das engſte mit den Abſchreibungen auf die Gebäude 
ſowie etwaige ſonſtige Anlagewerte zuſammen. Werden die 
Anlagewerte ſtark abgeſchrieben, und finden keine größeren 
Aktivierungen ſtatt, dann iſt der Wertberichtigungspoſten 
niedrigzuhalten. Werden dagegen auf die Anlagewerte 
geringere Abſchreibungen und womöglich größere Aktivie⸗ 
rungen vorgenommen, dann kann der Wertberichtigungs⸗ 
poſten ſteuerfrei ausgiebig ausgeſtattet werden. Auf dieſe 
Weiſe regeln ſich gegenſeitig bei richtiger Handhabung die 


Abſchreibungen an den Anlagewerten und die Zuweiſungen 


zu dem Wertberichtigungspoſten. Der Wertberichtigungs⸗ 
poſten findet ſeine Begründung darin, daß das wirtſchaft⸗ 
liche Gewicht der Verpflichtung zur unentgeltlichen Ab⸗ 
tretung nach Ablauf des Pachtvertrages in jedem Jahre, 
mit dem man ſich der Fälligkeit nähert, ſtärker wird. Des⸗ 
halb iſt der Wertberichtigungspoſten von Jahr zu Jahr 
höher zu bewerten mit dem Ziele, daß bei Ablauf des Pacht⸗ 
vertrages der Wertberichtigungspoſten die Höhe der Buch⸗ 
werte der unentgeltlich abzutretenden Anlagewerte (ins⸗ 
beſondere Gebäude) erreicht. 

Bei der Errichtung von Gebäuden auf gepachtetem 
Grund und Boden wird zuweilen die Verpflichtung 
übernommen, daß die Baulichkeiten bei 
Kündigung der Pacht entfernt werden 
müſſen. Wenn eine ſolche Verpflichtung vorliegt, ſo bil⸗ 
det dieſe für den Pächter eine bereits bei Erſtellung oder 
Übernahme der Gebäude entſtandene Laſt. Es kann nichts 
dagegen eingewendet werden, den durch dieſe Laſt bedingten 
negativen Wert der Gebäude zu berückſichtigen. Dies ge⸗ 
ſchieht bei der Bemeſſung der Abſetzungen auf das Gebäude 
in der Höhe, in der fie mutmaßlich ſeinerzeit erfüllt werden, 
muß, unter angemeſſenem Abzug von Zwiſchenzinſen. Es 
iſt dem Pächter auch nicht verwehrt, dieſe Laſt für die 
Dauer der wirtſchaftlichen Laufzeit der Pacht durch eine ent⸗ 
ſprechende jährliche Erhöhung eines Schuldpoſtens zu be⸗ 
rückſichtigen (Urteil des Reichsfinanzhofs vom 21. 1. 1931; 
VIA 129/31; StuW 1931 Nr 451). 


3. Einheitsbewertung 


Wenn Gebände auf fremdem Grund und Boden er⸗ 
richtet ſind, ſo ſtellt für die Einheitsbewertung die Vor⸗ 
ſchrift des 8 50 Abſatz 3 NBem® den Ausgangspunkt dar: 
Als Grundſtück gilt auch ein Gebäude, das auf fremdem 
Grund und Boden errichtet iſt, ſelbſt wenn es weſentlicher 
Beſtandteil des Grund und Bodens geworden iſt. Es wer⸗ 
den danach die Gebäude auf fremdem Grund und Boden 
nicht in die wirtſchaftliche Einheit des betreffenden Grund⸗ 
ſtücks einbezogen. Das auf fremdem Grund und Boden 
errichtete Gebäude gilt als beſondere wirtſchaft⸗ 
liche Einheit des Grundvermögens. 

Die Anwendung der oben erwähnten Vorſchrift des 8 50 
Abſatz 3 RBewc ſetzt voraus, daß es ſich um ein Ge⸗ 
bäude handelt. Dabei iſt der Begriff des Gebäudes eng 
zu faſſen. Unter einem Gebäude in dem hier maßgebenden 
Sinn iſt ein Bauwerk zu verſtehen, das durch räumliche Um⸗ 
friedung Perſonen und Sachen gegen äußere Einflüſſe Schutz 
gewährt, den Eintritt von Menſchen geſtattet und von eini⸗ 
ger Beſtändigkeit iſt (RF H⸗Urteile vom 10. 10. 1928 I A 
55/28, RStBl 1929 S. 49 und vom 30. 7. 1931 III A 1295/30, 
NStl 1931 S. 840). Es zählen danach nicht zu den Ge⸗ 
bäuden im Sinn der Vorſchrift des § 50 Abſatz 3 RBewG 
die Tanks der Mineralölraffinerien und die Transforma⸗ 
torenhäuſer kleineren Umfanges von Elektrizitätswerken, 
wenn darin nur die in das Leitungsnetz eingeſchalteten Um⸗ 
formapparate eingebaut find (RF S⸗Urteil vom 8. 3. 1934 
III A 11/34, RStBI 1934 S. 488, dazu RF. H⸗Urteil vom 
7. 12. 1939, RStBl 1940 S. 320). Es zählen auch nicht zu 
den Gebänden auf fremdem Grund und Boden die dort er- 
richteten Mauern und Zäune, Gleisanlagen, Laderampen 
und ſonſtige Verladeeinrichtungen. Es kommen praktiſch als 
Gebäude im Sinn des § 50 Abſatz 3 RBewch insbeſondere 
in Betracht die auf bahnfiskaliſchem Gelände errichteten 
Lagerhäuſer, Bürohäuſer, Kohlenſchuppen, Autogaragen uſw. 
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Steht ein auf einem Grundſtück befindliches nichtland- 
wirtſchaftliches Gebäude im wirtſchaftlichen Eigentum eines 
anderen als des Grundſtückseigentümers, dann kann es 
nicht zuſammen mit dem Grundſtück bewertet werden (R§⸗ 
Urteil vom 30.11.1983 III A 131/83, RStBl 1934 S. 166). 
Es miffen in dieſen Fällen einerſeits das Gebäude und 
anderſeits der Grund und Boden beſonders bewertet wer⸗ 
den (RFH-Urteil vom 19. 2. 1931 III A 335/29, RStBl 1931 
S. 580). Es iſt für das Gebäude auf fremdem Grund und 
Boden und für den Grund und Boden ſelbſt je ein Ein⸗ 
heitswert feſtzuſtellen. 

Wenn Gebäude auf fremdem Grund und Boden er⸗ 
richtet ſind, ſo iſt der Grund und Bo den nach den Vor⸗ 
ſchriften über die Bewertung unbebauter Grundſtücke zu 
bewerten, wie ſich aus den vorſtehenden Entſcheidungen des 
Reichsfinanzhofs vom 19. 2. 1931 und 30. 11. 1933 ergibt. 
Für die Bewertung des Grund und Bodens als unbebautes 
Grundſtück ift die Vorſchrift des 8 53 RBewG heranzuziehen, 
wonach unbebaute Grundſtücke mit dem gemeinen Wert zu 
bewerten ſind. 

Die Bewertung der auf fremdem Grund und 
Boden errichteten Gebäude richtet ſich nach den 
Bewertungsvorſchriften des 8 52 RBewöG und 88 32 bis 43 
R Bew. Die Verpflichtung, das Gebäude nach Vertrags⸗ 
ablauf wieder abzureißen, kann gegebenenfalls als wert⸗ 
mindernder Umſtand berückſichtigt werden (RF§H⸗Urteil 
vom 13. 1. 1933 III A 348/32, RStBl 1933 S. 692). 

Schließlich iſt noch auf einige Sonderfälle hin⸗ 
zuweiſen. Wenn die Errichtung des Gebäudes auf fremdem 
Grund und Boden im Rahmen eines Erbbaurechts erfolgt, 
ſo gelten beſondere Vorſchriften (Hinweis auf $ 46 RBew⸗ 

5 DV). Wenn eine Geſellſchaft für einen Geſellſchafter auf 
einem dieſem Geſellſchafter gehörenden Grundſtück ein 
Wohnhaus errichtet und die Aufwendungen dafür verdeckte 

Gewinnausſchüttungen an den Geſellſchafter darſtellen, dann 
iſt der Geſellſchafter ſteuerlich als Eigentümer des Gebäudes 
anzuſehen (RF H⸗Urteil vom 18. 6. 1936 III A 60/36, RStBl 


1936 S. 782). 


J. Grunderwerbſteuer 
Für das alte, vor dem 1.5.1940 gültige Grunderwerb⸗ 
ſteuergeſetz beſtand für Gebäude auf fremdem Grund und 
Boden die Vorſchrift, daß dieſe nicht zu den Grundſtücken 


feine Börſenumſahſteuer für die Zzuweiſung von Wert- 
papieren im Weg der Erbenauseinanderſetzung 


Eine Erbengemeinſchaft beſtand aus der Witwe des Erb⸗ 

laſſers und ihren drei Kindern. Alle Miterben ſchloſſen einen 

5 Erbauseinanderſetzungsbertrag. Sie teilten darin den Wert⸗ 

j papierbeſitz der Erbgemeinſchaft zwiſchen der Witwe und einem 

der Kinder auf. Die Vorinſtanzen haben in dem Vertrag zwei 

Anſchaffungsgeſchäfte geſehen und fie 88 17 und 22 KVG gemaß 

zur Börſenumſatzſteuer herangezogen. Der Reichsfinanzhof hat 

8 die Geſchäfte von der Steuer freigeſtellt. Hinweis auf Rü 
228. 9.1940 — RStBl S. 966. 


Das Urteil des Reichsfinanzhofs iſt inſofern von beſonderer 
Bedeutung, als der Reichsfinanzhof einen neuen Steuer⸗ 
befreiungstatbeſtand ſchafft. 


Der Erbauseinanderſetzungsvertrag enthält in der Zuweiſung 

von Wertpapieren an zwei Miterben zwei Anſchaffungsgeſchäfte 

im Sinn des § 18 KVG. Vertragsgeguer ſind auf der Ver⸗ 
äußererſeite die Erbengemeinſchaft (Geſamthandgemeinſchaft), 

auf der Griverberfeite die Witwe und das eine der Kinder. Der 
Auseinanderſetzungsvertrag umfaßt zugleich die dingliche Ab⸗ 

d tretung und das dieſer Abtretung zugrunde liegende ſchuld⸗ 
rechtliche Geſchäft. Der Vertrag iſt auch ein entgelt⸗ 
liche s Geſchäft. Die durch den Vertrag bewirkte Leiſtung führt 
leine Bereicherung der Erben herbei. Das Entgelt für den Er⸗ 
werb liegt in der Aufgabe der Rechte der Erwerber als Miterben 

an den anderen Nachlaßgegenſtänden. Es ſind alſo alle Tat⸗ 
beſtandsmerkmale erfüllt, an die das Geſetz die Steuerpflicht 


knüpft. 


-das vom 1.5.1940 an gültige 
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gehören (§ 10 Abſatz 3 Gr). Demgegenüber enthält i 

ültige Grunderwerbſteuergeſetz die 
Beſtimmung, daß Gebäude auf fremdem Boden den 
Grundſtücken gleichſtehen ($ 2 Abſatz 2 Ziffer 3 
GrStG). 

Gebäude, die nur zu einem vorübergehen⸗ 
den Zweck errichtet find, und Gebäude, die in 
Ausübung eines Rechts an einem fremden 
Grundſtück von dem Berechtigten mit dem 
Grundſtück verbunden find, find gemäß $ 95 BGB 
keine Beſtandteile des Grundſtücks, ſondern bewegliche 
Gegenſtände. Der Kaufvertrag unterliegt jedoch der Grund⸗ 
erwerbſteuer gemäß 8 1 Abſatz 1 Ziffer 1 ErE&St® (Grund⸗ 
erwerbſteuerpflicht eines Kaufvertrages oder eines anderen 
Rechtsgeſchäfts, das den Anſpruch auf Übereignung begrün⸗ 
det) in Verbindung mit dem oben angeführten § 2 Abſatz 2 
Ziffer 3 GrEStG. 

Diejenigen Gebäude, die nicht nur zu einem 
vorübergehenden Zweck und nicht in Aus⸗ 
übung eines Rechts mit dem Grund und 
Boden verbunden worden ſind, gehören aber nach 
5.94 BGB zu den weſentlichen Beſtandteilen des Grund⸗ 
ſtücks, auf dem ſie ſtehen. Daher iſt eine Übertragung des 
Eigentums an dem Gebäude ohne Grund und Boden 
bürgerlich⸗rechtlich ausgeſchloſſen. Der Verkauf des Gebäu⸗ 
des ohne Grund und Boden ſtellt alſo kein Geſchäft dar, das 
den Anſpruch auf Übereignung begründet, jo daß eine Be⸗ 
ſteuerung auf Grund des § 1 Abſatz 1 Ziffer 1 GrEStG 
nicht in Betracht kommt. Obwohl eine Eigentumsüber⸗ 
tragung nicht möglich iſt, erlangt aber der Käufer die aus⸗ 
ſchließliche wirtſchaftliche Verfügungsmacht über das Ge⸗ 
bäude, ſo daß er dieſes wirtſchaftlich auf eigene Rechnung 
verwerten kann. Der Kaufvertrag über das Gebäude unter⸗ 
liegt daher der Grunderwerbſteuer auf Grund des §1 Ab⸗ 
ſatz 2 GrEStG (Grunderwerbſteuerpflicht von Rechtsvor⸗ 
gängen, die es ohne Begründung eines Anſpruchs auf Über⸗ 
eignung einem anderen rechtlich oder wirtſchaftlich ermög⸗ 
1 ur inländiſches Grundſtück auf eigene Rechnung zu 

erwerten). 


Hinſichtlich der Erbbaurechte enthält $ 2 Abſatz 2 
Ziffer 1 GrEStch die Beſtimmung, daß die Erbbaurechte 
den Grundſtücken gleichſtehen. 
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Der Reichsfinanzhof ſtellt den — ungeſchriebenen — 
Rechts ſatz auf, daß das Anſchaffungsgeſchäft, das in der Zu⸗ 
weiſung von Wertpapieren bei der Erbauseinanderſetzung liegt, 
von der Börſenumſatzſteuer befreit sit. 


Der Reichsfinanzhof ſetzt bei der Vörſenumſatzſteuer für die 
Übertragung von Wertpapieren die gleiche grundſätzliche Ein⸗ 
ſtellung des Geſetzgebers voraus, die bei der Grunderwerbſteuer 
zu der ausdrücklichen Steuerbefreiung im § 8 Ziffer 3 Grech für 
die Übertragung von Grundſtücken bei der Erbauseinanderſetzung 
geführt hat. Der Eigentumsübergang auf den Alleinerben iſt 
§ 3 Ziffer 2 Gr6& gemäß grunderwerbſteuerfrei. Es wäre ſinn⸗ 
widrig, eine Steuerpflicht lediglich aus der Tatſache herzuleiten, 
daß eine Mehrheit von Erben da iſt, für die zur Verwirklichung 
ihrer Rechte noch eine Auseinanderſetzung notwendig iſt. Auch 
der Übergang von Wertpapieren auf den Allein erben iſt 
börſenumſatzſteuerfrei. Es fehlt an dem Erfordernis eines zwei⸗ 
ſeitigen Geſchäfts und deſſen Entgeltlichkeit. Die Wertpapiere 
müſſen alſo auch auf die Mit erben börſenumſatzſteuerfrei über⸗ 
gehen. Dazu kommt, daß auch im Fall der Miterbenſchaft eine 
Steuerpflicht dann nicht entſteht, weun die Wertpapiere ſich nach 
Gattung und Stückelung in Natur teilen laſſen. Der Erbe kann 
in dieſem Fall, ohne daß es einer Auseinanderſetzung bedarf, ein⸗ 
ſeitig erzwingen, daß ihm eine ſeinem Erbteil entſprechende An⸗ 
zahl Papiere gleicher Art und Stückelung überwieſen werden 
( 2042, 749, 752 BGB). Es war für den Reichsfinanzhof auch 
die Erwägung maßgebend, daß die Erbauseinanderſetzung einen 
Beſtandteil des einheitlichen Rechtsborgangs der Vererbung bildet, 
der als Ganzes der Erbſchaftſteuer unterliegt, und daß aus dieſer 
Einheitlichkeit die Erbauseinanderſetzung nicht zu einer beſonderen 

Verſteuerung herausgelöſt werden kann. Hö. 4 
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